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1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsident Roman Schmid: Das Wort wird nicht verlangt. Die 

Traktandenliste ist in der vorliegenden Form genehmigt. 

 

 

2. Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Geldspiele (EG BGS) 

Antrag der Redaktionskommission vom 28. Oktober 2020 

Vorlage 5606a 

 

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Zürich): Die Redaktionskommission hat 

diese Vorlage geprüft. Wir haben beim Paragrafen 1 die Reihenfolge 

der litera angepasst; diese entspricht der Systematik im Gesetz. Ansons-

ten haben wir nur redaktionelle Änderungen vorgenommen und die 

Nummerierung der Paragrafen angepasst, weil es ein neues Gesetz ist. 

Dann wird es durchlaufend nummeriert. Besten Dank.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Ich beantrage Ihnen, die Redaktionsle-

sung paragrafenweise durchzuführen. Sie sind damit einverstanden.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt.  

 

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen: 

 

§§ 1 bis 16 
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Keine Bemerkungen; genehmigt.  

 

II. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

 

III. Dieses Gesetz wird gemäss Art. 37 Abs. 1 der Kantonsverfassung 

als dringlich erklärt und tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 

 

Beat Monhart (EVP, Gossau): Wenn 60'000 Menschen in der Schweiz 

für den Zutritt in ein Casino gesperrt sind und jährlich zirka 4000 dazu-

kommen, dann ist es unseres Erachtens nicht die zwingende Schlussfol-

gerung, dass in unserem Land möglichst flächendeckend auch aus-

serhalb von Casinos Geldspielautomaten aufzustellen sind. Besonders 

als bevölkerungsreichster und für die Geldspielindustrie lukrativster 

Kanton der Schweiz haben wir eine grosse Verantwortung. 

Bei der interkantonalen Lotterie- und Wettkommission, der Comlot, 

läuft derzeit für zwölf Firmen ein Bewilligungsverfahren, die auch in 

diesen Markt einsteigen möchten. Dies abgesehen von den bewilligten 

Automatenherstellern, die bereits in anderen Kantonen aktiv sind. 

Scheint direkt ein bisschen Goldgräberstimmung zu herrschen in der 

Branche − was ja auch nicht erstaunt, wenn das Filetstück im Menu der 

Schweiz plötzlich auf der Speisekarte auftaucht. 

Wenn der Rat heute Ja sagt zu der vorliegenden kantonalen Umset-

zungsvorlage, dann sagt er Ja dazu, dass die Geldspielindustrie im Kan-

ton Zürich künftig − sehr moderat geschätzt – 500, vielleicht aber auch 

eher um die 1000 Apparate aufstellen wird. Natürlich sind das weniger 

Apparate als in den 90er Jahren, aber das macht es trotzdem nicht bes-

ser, und führt unter anderem die Idee und Notwendigkeit des Spieler-

schutzes durch Sperren in Casinos ad absurdum. 

Mit diesen wirklich nicht harmlosen Geldspielapparaten, die dem Her-

steller 5000 bis 10'000 Franken Gewinn pro Apparat und Monat ein-

bringen könnten, dürfte die Branche im Kanton Zürich so etwa 15 bis 

20 Millionen Franken Gewinn erzielen. Nun, liebe SP und liebe AL, 

von wem wird die Geldspielindustrie wohl dieses Geld generieren? 

Welcher Bevölkerungsschicht werden diese 15 bis 20 Millionen jähr-

lich entzogen, und wohin fliessen diese Gelder? Wer bezahlt die Zeche, 

wenn diese Gelder ganz vielen privaten Haushalten entzogen werden, 

und dann kein Geld mehr da sein wird für alltägliche Aufwendungen, 

für Familienferien, aber auch Steuerrechnungen und Krankenkassen-

prämien? Mir wäre lieber, diese Millionen würden nicht verschoben, 
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denn dann brauchen wir auch nicht 10 Prozent davon als zusätzliche 

Mittel in der Präventionsarbeit. 

Ach ja, da ist ja noch diese unglückselige Verknüpfung der Verbots-

möglichkeit der Geschicklichkeitsspiele mit den Online-Geschicklich-

keitsspielen, die ja unmöglich zu kontrollieren seien, und deshalb seien 

jetzt halt auch die Geldspielautomaten wieder zuzulassen. Meine Rück-

frage bei der Comlot ergab, dass von einem Verbot des Bereichs der 

Geschicklichkeitsspiele genau ein Online-Geldspiel, eine Jass-Variante 

der Swisslos, betroffen ist. Meine Rückfrage hat auch ergeben, dass 

nicht ein einziges weiteres Spiel in Abklärung ist, das in diese Kategorie 

fallen würde – ganz klar alles andere als ein Fass ohne Boden. Gemäss 

Auskunft der Comlot muss sich die Swisslos mit ihren Angeboten an 

die kantonalen Gesetzgebungen halten können. Sie müsste also eine Lö-

sung für diejenigen Kantone finden, welche den Bereich der Geschick-

lichkeitsspiele nicht zulassen möchten. Das wäre eine Frage des Auf-

wands, aber grundsätzlich machbar. Wahrscheinlich würde es einfach 

mit einem Spielerkonto gelöst. 

Dann möchte ich nochmals auf das Verhältnis der dadurch dem Kanton 

entgehenden Einnahmen eingehen. Durch das Verbot dieser Swisslos-

Online-Geldspielvariante würden dem Kanton sage und schreibe 

30'000 Franken jährlich entgehen. Die restlichen rund 80 Millionen 

Franken, welche die Swisslos an den Kanton ausschüttet, fliessen wei-

terhin. Das Verbot der Geschicklichkeitsspiele tangiert weder Lotto, 

noch Toto, noch irgendwelche Tombolas. Hier etwas anderes zu ver-

breiten, entspricht schlicht und einfach nicht der Wahrheit. Wir reden 

hier nur von diesen Geschicklichkeits-Geldspielautomaten, welche 

auch künftig im Kanton Zürich nicht erlaubt sein sollen, sowie von die-

sem einen Online-Geschicklichkeitsspiel der Swisslos, das durch die 

gesetzliche Verknüpfung ebenfalls tangiert ist. Es geht bildlich darge-

stellt also um einen Elefanten und eine Maus, denen der Zugang zum 

schönsten und wertvollsten Porzellanladen weit und breit verwehrt wer-

den soll. 

Sollte diese Vorlage nun verabschiedet werden, so wird heute das Be-

hördenreferendum (Kantonsratsreferendum) eingereicht. Das Volk soll 

entscheiden können, ob es auch ausserhalb von Casinos Geldspielauto-

maten haben möchte, oder nicht. Sollte das Referendum, das ja wahr-

scheinlich Anfang März an die Urne käme, erfolgreich sein, müsste 

nach unserem Demokratieverständnis dem Kantonsrat ein neues kanto-

nales Einführungsgesetz vorgelegt werden. Das dürfte nicht lange dau-

ern, da ja nicht die Vorlage an sich umstritten ist, sondern nur die Zu-

lassung der Geschicklichkeitsspiele. Der gesetzgeberische Aufwand 
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wäre gering und ein neues Gesetz könnte durchaus in einem halben bis 

Dreivierteljahr verabschiedet werden.  

Wenn der Regierungsrat das Geschäft so spät in die Kommission ge-

bracht hat, dass es nun sogar mit Dringlichkeit per 1.1.2021 eingeführt 

werden soll, dann ist das bestimmt nicht das Problem des Referendums. 

Andere Kantone haben diese Gesetzesvorlage bereits Anfang 2019 be-

handelt. Und zudem, in Zeiten von Corona (Covid-19-Pandemie), wäre 

es sicher absolut denkbar, dass der Kanton Zürich in dieser Sache auch 

noch eine verlängerte Übergangsfrist erhält und zumindest den Volks-

entscheid abwartet. 

Übernehmen Sie Verantwortung und stimmen Sie Nein zu dieser ver-

unglückten Gesetzesvorlage und lehnen Sie auch die Dringlichkeit ab. 

Vielen Dank. 

 

Jasmin Pokerschnig (Grüne, Zürich): Die Mehrheit dieses Rates hat in 

der ersten Lesung ein Verbot für Geschicklichkeitsautomaten im Kan-

ton Zürich abgelehnt. Wir sind nach wie vor davon überzeugt, dass das 

Verbot beibehalten werden sollte, weil die Prävention in Gaststätten 

nicht gewährleistet ist, der niederschwellige Zugang der Geldspielauto-

maten die Spielsuchtprävention torpediert und das Spielen mit Ge-

schicklichkeitsspielautomaten in Restaurants nicht zusätzlich forciert 

werden soll.  

Die Geldspielautomaten wurden 1995 nach drei Volkabstimmungen 

aus den Restaurants und Spielsalons verbannt. Jetzt, über eine Geset-

zesnovelle die sogenannten Geschicklichkeitsspielautomaten wieder-

einzuführen, ist, ohne den Souverän zu fragen, demokratiepolitisch 

fragwürdig. Erst recht, weil die Bevölkerung in den früheren Abstim-

mungen sich entgegen der Mehrheit in Kantons- und Regierungsrat für 

ein Verbot der Geldspielautomaten ausgesprochen hat.  

Wir Grünen erachten es bei dieser Konstellation als unsere staatsbür-

gerliche Pflicht, eine Abstimmung mittels Behördenreferendum zu er-

möglichen.  

Wir werden in der Schlussabstimmung das Gesetz ablehnen und bei 

Notwendigkeit das Behördenreferendum unterstützen.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP Küsnacht; fraktionslos ): Mit dieser Vorlage 

und der Dringlichkeitserklärung wird der Souverän übergangen. Das 

geht nicht. Ich gehe mit Herrn Monhart eins zu eins einig mit seinem 

Votum. Es geht hier um die Schwächsten in unserer Gesellschaft, die 

den «einarmigen Banditen» auf den Leim gehen werden – wenn man 

das so sagen kann. Das darf auch nicht sein. Aus diesen Gründen werde 
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ich, und ich bin auch der Meinung, dass ein grosser Teil meiner Partei-

kollegen, die einfachen Parteimitglieder der SVP des Kantons Zürich, 

dieses Gesetz nicht unterstützen werden und auch schon das letzte Mal 

gegen solche Automaten gestimmt haben. Ich danke Ihnen für die 

Kenntnisnahme.  

 

Regierungsrat Mario Fehr: Ich danke recht herzlich für diese Interven-

tionen. Ich möchte Herrn Monhart insofern zustimmen, dass mit der 

Frage, ob im Kanton Zürich Geschicklichkeitsspiele zugelassen werden 

oder eben nicht, nicht der Lotteriefonds in Frage gestellt wird. Der Bei-

trag, der aufgrund der Geschicklichkeitsspiele und verwandten Spiele 

in den Lotteriefonds fliesst, ist verschwindend klein.  

Was ich Ihnen allerdings sagen muss, werte Freundinnen und Freunde 

der Demokratie, Sie haben einfach Ihren Einsatz verpasst. Die Frage, 

ob Geldspielautomaten zugelassen werden oder nicht, die wird nicht 

hier und heute im Kanton Zürich entschieden, sondern die ist längstens 

in Bundesbern entschieden worden. Am 27. September 2017 haben der 

National- und der Ständerat in der Schlussabstimmung das Bundesge-

setz über die Geldspiele genehmigt. So erstaunt es mich schon, dass nun 

gesagt wird, es würde sozusagen am Volk vorbei politisiert. Das stimmt 

natürlich nicht: Über dieses Gesetz gab es eine Volksabstimmung, eine 

schweizweite Volksabstimmung, natürlich auch eine Volksabstim-

mung im Kanton Zürich. Die Zürcherinnen und Zürcher haben über die-

ses Bundesgesetz, das die Geldspielautomaten ausdrücklich zulässt, ab-

gestimmt und dieses Bundesgesetz mit einer Zweidrittel-Mehrheit an-

genommen. Dieses Bundesgesetz erlaubt seit dem 1.1.2019 Geldspiele 

hier im Kanton Zürich.  

Ich habe als Sicherheitsdirektor, und weil ich die demokratischen Spiel-

regeln hochhalte, bei der Comlot, die seit dem 1.1.2019 Geldspiele im 

Kanton Zürich hätte genehmigen können, interviert. Ich habe sie gebe-

ten, dies nicht zu tun. Ich habe sie gebeten, den demokratischen Ent-

scheid hier im Kanton Zürich abzuwarten. Die Comlot hat dem zuge-

stimmt und keine Genehmigungen für Geldspiele im Kanton Zürich er-

teilt.  

Das Bundesgesetz sieht ausdrücklich vor, dass die Kantone diese Geld-

spielautomaten verbieten können. Diese Gelegenheit hätten Sie gehabt, 

auch heute in der zweiten Lesung noch einmal. Sie haben nicht einmal 

einen entsprechenden Antrag eingebracht. Die Fraktion der Grünen hat 

das (in der ersten Lesung) gemacht. Ich glaube, das wäre die Möglich-

keit gewesen, dieses Verbot auszusprechen. Das haben Sie nicht ge-
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macht. Wenn dieses Gesetz heute verabschiedet wird, sind Geldspiel-

automaten im Kanton Zürich ab dem 1.1. des nächsten Jahres zulässig. 

Wenn Sie das Referendum ergreifen – diese schlechte Botschaft muss 

ich Ihnen leider hier und heute überbringen – und Sie dieses Referen-

dum gewinnen, gewinnen Sie gar nichts, weil die Geldspiele trotzdem 

zugelassen sind, weil sie das Bundesgesetz zulässt. Ich habe dieses 

Bundesgesetz nicht gemacht, aber die Zürcherinnen und Zürcher haben 

ihm zugestimmt. Das Einzige, das Sie mit dem Referendum erreichen 

werden, wenn dieses Gesetz abgelehnt wird – deshalb glaube ich auch, 

dass viele Geschicklichkeitsautomaten-Freunde letzten Endes Ihrem 

Referendum, Herr Monhart, zustimmen werden –, ist, dass diese 10-

prozentige Steuer, die abgeliefert werden muss, wegfallen wird. Das ist 

das Einzige, was Sie erreichen. Sie werden mir nach dieser Volksab-

stimmung, die wahrscheinlich im Juni stattfinden wird, nicht sagen 

können, wieso die Menschen Nein gesagt haben. Vielleicht haben sie 

auch Nein gesagt, weil ihnen diese 10-prozentige Abgabe zu hoch ist. 

Also, Sie gewinnen mit diesem Referendum nichts. Aber selbstver-

ständlich wäre ich nach 25 Jahren in verschiedenen Parlamenten der 

Letzte, der Sie von diesem Referendum abhalten möchte.  

So ist die Konstellation. Ich habe sie nicht herbeigeführt. Persönlich 

habe ich weder eine besondere Sympathie noch eine besondere Antipa-

thie für diese Geldspielautomaten. Ich habe noch nie an einem gespielt, 

ich werde nie an einem spielen, ich bin auch nicht an einem beteiligt. 

Aber was Sie hier und heute veranstalten, ist das Gegenteil von dem, 

was Sie erreichen wollen. Dabei wünsche ich Ihnen viel Erfolg. Besten 

Dank.  

 

Jasmin Pokerschnig (Grüne, Zürich): Einfach als Ergänzung: Es gibt 

die Möglichkeit, Glücksspiele als Ganzes im Kanton Zürich zu verbie-

ten. Von dieser Möglichkeit machen wir Gebrauch, nicht mehr und 

nicht weniger.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Gemäss Paragraf 37 des Kantonsratsge-

setzes braucht es für das Zustandekommen der Dringlichkeit Zweidrit-

tel der anwesenden Mitglieder. Die Türe wurde bereits geschlossen. 

Nun ermitteln wir die Anwesenheit.  

Es sind 163 Mitglieder anwesend, die Zweidrittel-Mehrheit beträgt 

demnach 109 Stimmen.  

 

Abstimmung über die Dringlichkeit 
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Der Antrag auf Dringlicherklärung wird von 107 Ratsmitgliedern 

unterstützt. Damit ist die Dringlichkeit abgelehnt.  

 

Schlussabstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 113 : 47 Stimmen (bei 1 Enthal-

tung), der Vorlage 5606b zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Die Vorlage untersteht dem fakultativen 

Referendum. 

 

Das Geschäft ist erledigt.  

 

 

3. Beitrittsgesetz zum Gesamtschweizerischen Geldspielkonkordat 

(GSK) und zur Interkantonalen Vereinbarung betr. die gemein-

same Durchführung von Geldspielen (IKV 2020) 

Antrag der Redaktionskommission vom 28. Oktober 2020 

Vorlage 5607a 

 

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Zürich): Die Redaktionskommission hat an 

dieser Vorlage keine Änderungen vorgenommen. Besten Dank. 

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt.  

 

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen: 

 

§§ 1 bis 3 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt.  

 

II. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.  

 

Keine Bemerkungen; genehmigt.  

 

Schlussabstimmung 
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Der Kantonsrat beschliesst mit 150 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltun-

gen), der Vorlage 5607a zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Die Vorlage untersteht dem fakultativen 

Referendum.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

4. Gesetz über Urnenabstimmungen in Versammlungsgemeinden 

während der Corona-Pandemie 

Antrag des Regierungsrates vom 4. November 2020 und geänderter 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 13. November 

2020 

Vorlage 5662a 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Wir haben freie Debatte beschlossen. 

Auf Ihrem Tischen haben sie den Rückweisungsantrag von Kantonsrat 

Hans-Peter Amrein. Diesen behandeln wir nach dem Eintreten. Ebenso 

finden Sie auf Ihren Tischen den Antrag der GLP zu Paragraf 2 und den 

Streichungsantrag zu Paragraf 2 der Grünen. Diese behandeln wir an 

entsprechender Stelle.  

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der Kommission für Staat 

und Gemeinden (STGK): Die Kommission für Staat und Gemeinden 

beantragt dem Zürcher Kantonsrat einstimmig, dem Gesetz über Urnen-

abstimmungen in Versammlungsgemeinden während der Corona-Pan-

demie (Covid-19-Pandemie) mit einer Änderung zuzustimmen. Damit 

könnten die Gemeinden voraussichtlich noch im Januar über dringliche 

Geschäfte wie Beschlüsse zur Festsetzung von Gemeindebudgets und 

Steuerfüssen befinden. Die Stimmberechtigten sollen während der 

Corona-Pandemie ausnahmsweise über Geschäfte an der Urne be-

schliessen können, die von Gesetzes wegen an Gemeindeversammlun-

gen beschlossen werden müssten. Dies gilt insbesondere für die anste-

henden Beschlüsse über die Budgets und Steuerfüsse 2021, denn diese 

müssen rasch gefällt werden können.  

Die Kommission für Staat und Gemeinden beantragt dem Rat einstim-

mig, der Vorlage mit einer Änderung zuzustimmen. Demnach soll bei 

Änderungen des Steuerfusses die Pflicht für die Exekutive bestehen, 

eine Variantenabstimmung an die Urne zu bringen. Diese Varianten 
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sollen einerseits das Budget mit dem neuen Steuerfuss, andererseits das 

Budget mit dem bestehenden Steuerfuss umfassen. Die Fraktionen 

konnten zum Änderungsantrag noch nicht konsultiert werden, weshalb 

sich die Mehrheiten grundsätzlich noch ändern können. 

Die STGK hat sich in zwei Sitzungen mit dem Gesetz befasst. Trotz des 

erheblichen terminlichen Drucks hat sich die STGK die notwendige 

Zeit genommen und intensiv über das Gesetz beraten. Ursprünglich hat 

eine Deputation für Nichteintreten plädiert. In der Schlussabstimmung 

haben sich dann sämtliche Mitglieder der STGK am vergangenen Frei-

tag für Zustimmung des Gesetzes entschieden. 

Die STGK ist sich bewusst, dass mit dem vorliegenden Gesetz für die 

Legislative diese Möglichkeit nicht mehr besteht, Änderungsanträge zu 

den Urnengeschäften einzubringen. Die STGK sieht es jedoch als sehr 

wichtig an, dass die Gemeinden handlungsfähig bleiben und über ein 

Budget verfügen. Gerade jetzt in Zeiten von Corona ist dies umso wich-

tiger. Verfügt eine Gemeinde über kein Budget, sind nur gebundene 

Ausgaben zulässig. Investitionen können genauso wenig ausgelöst wer-

den wie subsidiär gesprochene Not- oder Hilfskredite für Kleinstunter-

nehmungen oder Institutionen. Insofern erfüllt Paragraf 1 dieses Geset-

zes den entsprechenden Zweck dazu.  

Ebenfalls erachtet es die STGK als sinnvoll, dass Geschäfte, sofern 

diese im öffentlichen Interesse liegen, an die Urne gelangen können. 

Dies kann beispielsweise ein dringliches Infrastrukturprojekt sein, 

wenn der Kanton eine Staatsstrasse saniert und die Gemeinde darunter 

Werkleitungen verbauen will. Da ist es im öffentlichen Interesse, dass 

diese Arbeiten kostengünstiger erfolgen können, wenn diese zeitnah er-

folgen. Bei einem solchen Beispiel wären dann die Bedingungen des 

Paragrafen 2 im Gesetz erfüllt. Eine Exekutive muss also, wenn sie Pa-

ragraf 2 nutzen will und anwenden will, sehr gut begründen, weshalb 

das Geschäft an die Urne kommt. Ansonsten wäre der entsprechende 

Beschluss der Exekutive dazu wohl erfolgreich anfechtbar.  

Paragraf 2 ist demnach aus Sicht der STGK nicht dafür gedacht, strittige 

und nicht dringliche Geschäfte an die Urne zu bringen. Paragraf 2 soll 

zurückhaltend angewendet werden für Geschäfte, welche grundsätzlich 

unstrittig sind, welche zudem sachlich nur wenig Gestaltungspielraum 

für Anträge zulassen und welche zeitlich nicht bis nach dem kommen-

den Frühling verschoben werden können. 

Ganz grundsätzlich möchte ich hier festhalten und auch an die Gemein-

den einen Appell richten, wenn immer es möglich ist und die Infrastruk-

tur und die epidemiologische Lage es zulässt, an der Durchführung von 

Gemeindeversammlungen festzuhalten.  
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Zum Schluss möchte ich festhalten und auch hier drin klarstellen, dass 

es sich bei dieser Vorlage nicht um ein Wunschgesetz oder einen 

Wunschbedarf der Zürcher Regierung handelt, sondern dass das neue 

Gesetz auf diverse Anfragen von verschiedenen Zürcher Gemeinden 

zurückgeht. 

Insofern beantrage ich Ihnen namens der STGK, dem Gesetz grundsätz-

lich zuzustimmen. Zu den einzelnen Anträgen äussere ich mich später 

dann noch, wohlbemerkt als Präsident der STGK ohne formelle Rück-

sprache mit der Kommission. Besten Dank.  

 

Christina Zurfluh Fraefel (SVP, Wädenswil): Es liegt grundsätzlich 

überhaupt nicht in der DNA der SVP, voreilig Gesetze auf Vorrat zu 

schaffen, zudem steht die direkte Demokratie für uns immer an erster 

Stelle. Diese direkte Demokratie wollen wir auch weiterhin hochhalten 

und unterstützen alle Gemeindevorsteher, welche trotz Corona eine Ge-

meindeversammlung, eine sichere Gemeindeversammlung, durchfüh-

ren wollen. Nur so ist die Möglichkeit für Anträge und Diskussionen 

gegeben. 

Da aber einige Gemeinden – aus verschiedenen Gründen in Zusammen-

hang mit der Covid-19-Situation − hier nun Handlungsbedarf sehen, 

möchten wir die gesetzliche Grundlage zur Urnenabstimmung schaffen. 

Deshalb unterstützen wir dieses dringliche Gesetz, welches bis zum 

31.3.2021 beschränkt ist und welches explizit die Variantenabstim-

mung zu Steuerfuss und Budget verlangt. 

Der Paragraf 2 wird durch den GLP-Antrag präzisiert bezüglich Bau- 

und Zonenordnung (BZO) sowie zu Gestaltungsplänen. Wir vertrauen 

den Gemeindevorstehern, dass dieses Gesetz mit Augenmass ange-

wandt werden wird. 

In diesem Sinn und unter Berücksichtigung der bereits genannten Fak-

toren des STGK-Präsidenten unterstützen wir die Dringlichkeit, und 

wir von der SVP/EDU-Fraktion stimmen diesem Gesetz zu. Vielen 

Dank.  

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden): Die SP unterstützt und be-

grüsst das hier vorgeschlagene Gesetz über Urnenabstimmungen in 

Versammlungsgemeinden während der Corona-Pandemie ausdrück-

lich. 

Wir müssen im Angesicht von Corona eine Lösung finden, die es den 

Gemeinden ermöglicht, handlungsfähig zu bleiben. Wenn eine Ge-

meinde ihre Gemeindeversammlung entweder wegen steigender Fall-
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zahlen und verschärften Schutz-Bestimmungen oder aber wegen feh-

lenden grossen Räumlichkeiten nicht durchführen kann, dann muss Ab-

hilfe geschaffen werden. Dieses Bedürfnis hat die JI (Direktion der Jus-

tiz und des Innern) mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf aufgenom-

men und bietet den Versammlungsgemeinden eine Lösung an: Es soll 

möglich sein, Budget und Steuerfuss entweder an der Gemeindever-

sammlung festzusetzen oder am 31. Januar an der Urne darüber abzu-

stimmen. So ist sichergestellt, dass die Gemeinden nicht oder zumin-

dest nicht zu lange im budgetlosen Zustand mitten in der Corona-Pan-

demie stehen.  

Gegnerinnen dieses Gesetzes mögen argumentieren, dass die Debatte 

zum Budget und zum Steuerfuss fehle, wenn diese einfach an der Urne 

festgesetzt werden. Diese Bedenken können wir nur teilweise nachvoll-

ziehen, denn die vergangenen Monate haben früher neumodischen 

Tools wie Videokonferenzen oder Livestreams zum Durchbruch ver-

holfen. Entscheiden sich die Gemeinden für eine Durchführung der Ur-

nenabstimmung, so tun sie gut daran, die Mitsprache ihrer Bewohne-

rinnen kreativ zu fördern. Organisieren Sie Diskussionsrunden via 

Zoom, führen Sie Informationsveranstaltungen zum Budget durch und 

bringen Sie ihre Vorlagen in einer Variantenabstimmung an die Urne. 

Das ersetzt zwar nicht die Diskussion an Gemeindeversammlungen, es 

scheint uns aber seriöser als Last-Minute-Roberto-Martullo-Moves 

(Anspielung auf einen Auftritt besagter Person an der Budget-Gemein-

deversammlung seiner Wohngemeinde), die ganze Steuerfüsse und 

sorgfältig aufbereitete Budgets mit einem populistischen Einzelvotum 

zu Fall bringen. 

Auch ist heute und hier nicht der Moment, über die demokratische Le-

gitimation von Gemeindeversammlungen zu debattieren – auch wenn 

das sicherlich spannend wäre. Es gibt nämlich auch ohne Corona be-

rechtigte Zweifel an der Repräsentativität einer Gemeindeversamm-

lung. Jede Gemeinderätin hier im Saal kennt nämlich die Situation, 

wenn der Fussballverein ein neues Garderobengebäude finanziert ha-

ben will und plötzlich alle «Tschütteler» auf dem Platz stehen.  

Unser Fokus während Corona muss zwingend darauf liegen, die Hand-

lungsfähigkeit der Gemeinden sicherzustellen. Ein Notbudget muss 

verhindert werden, damit die Gemeinden während Corona schnell auf 

sich ständig entwickelnde pandemische Situationen reagieren können. 

Wichtig war für die SP zudem, dass allfällige Einbürgerungsentscheide 

schlimmstenfalls bis zur nächsten Gemeindeversammlung verzögert 

werden würden. Es ist im Kanton Zürich nicht möglich, Einbürgerungs-

entscheide an der Urne zu fällen – was ganz im Sinne der SP ist. Wir 
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bedauern, dass nun einzelne Menschen länger auf ihren – hoffentlich 

positiven – Bescheid warten müssen und haben das in der Kommission 

kurz auch diskutiert. Da stand auch eine Delegation des Einbürgerungs-

entscheids an die Exekutive zur Diskussion. Das hier vorliegende Ge-

setz regelt aber, ob die Legislative das Budget und den Steuerfuss an 

der Gemeindeversammlung oder eben an der Urne beschliesst. Eine 

Verschiebung dieser Kompetenzen von der Legislative zur Exekutive 

mittels einer Delegation der Einbürgerungsentscheide wäre ein deutlich 

weitreichender Eingriff in die Rechtsordnung gewesen, weshalb wir da-

rauf verzichtet haben. 

Die SP wird auf das Geschäft eintreten und den Rückweisungsantrag 

ablehnen.  

 

Michael Biber (FDP, Bachenbülach): Wenn wir bald, wenn Sie bald 

wieder einmal in einem zähen gesetzgeberischen Prozess feststecken, 

dann können Sie sich, egal, wie sie rauskommt, an die Vorlage 5632 

zurück erinnern, bei welcher wir bewiesen haben oder daran sind zu 

beweisen, dass wir durchaus auch schnell sein können. Wobei – Klam-

mer auf – manchmal ist ein gewisses Mass an Langsamkeit nicht so 

schlecht, denn oftmals hat sich schon ein Problem im Verlaufe der Zeit 

von selbst etwas relativiert.  

Die Frage, die sich nun aber stellt ist − und diese Manöverkritik sei 

erlaubt: Wieso müssen wir denn überhaupt derart schnell sein? Hätte 

vielleicht der Regierungsrat ein solches Szenario bereits im Frühjahr 

oder im Sommer antizipieren, vorwegnehmen können, wie es andere 

Kantone bereits getan haben? Nun gut, genug geschnödet. Wichtig ist: 

Besser etwas spät als nie, dass die Regierung ein wichtiges Anliegen 

der Gemeinden aufgenommen hat. Es ist aber ein schwieriges, ein ge-

wichtiges Anliegen. Es gilt nämlich einiges abzuwägen. Ich möchte 

exemplarisch ohne Anspruch auf Vollständigkeit eine Entschlusskette 

darlegen. 

Zuerst einmal muss sich ein Gemeindevorstand über seine eigenen 

Räumlichkeiten im Verhältnis zu den erwartenden Teilnehmenden be-

wusst werden: Ist die eigene Mehrzweckhalle genug gross für den An-

sturm, der ansteht oder nicht. Dann: Wieso nicht einmal auf die Nach-

bargemeinde ausweichen? Auch das wäre eine Möglichkeit. Wenn man 

das bedacht hat, dann muss man sich überlegen, ja, schränke ich jetzt 

die demokratische Mitsprache ein − das Antragsrecht an der Gemein-

deversammlung bei Budget sei erwähnt −, weil ich eine derart vermin-

derte Partizipation aufgrund der jetzigen epidemiologischen Lage er-



14 

warte? Wobei auch da wieder beachtet werden muss, dass es eine Ei-

genheit der Gemeindeversammlung per se ist, dass fast niemals alle teil-

nehmen können. Dann muss man noch in Kauf nehmen, dass man einen 

Monat budgetlos ist. Und bei einer Ablehnung sind dann noch genau 

zwei Monate vorhanden, um ein Budget genehmigen zu lassen, bevor 

dann der Regierungsrat in der Pflicht ist und ein Budget festzusetzen 

hat.  

Ich erzähle Ihnen das alles, weil die FDP sicher ist, dass sich die Ge-

meindevorstände ganz genau überlegen werden, ob sie so vorgehen 

wollen oder nicht und das ganz bestimmt nicht leichtfertig tun werden. 

Die FDP hat dahingehend volles Vertrauen in die Exekutiven der Ver-

sammlungsgemeinden. So kommen wir zum Schluss, dass wir dieser 

Vorlage zustimmen, dieses Vertrauen aussprechen, aber, was ganz 

wichtig ist, mit dieser Zustimmung unsererseits geht mitnichten einher, 

dass wir irgendwie ein implizites Signal aussenden, dass wir der An-

sicht wären, dass jetzt von dieser gesetzlichen Grundlage Gebrauch ge-

macht werden soll. Die Gemeindeversammlung soll unter den nötigen 

Schutzvorkehrungen ganz grundsätzlich durchgeführt werden. Nicht 

umsonst hat ja auch der Bundesrat explizit Legislativ-Versammlungen 

ausgenommen beziehungsweise zugelassen. Es ist für uns klar, das ist 

eine Massnahme, eine gesetzliche Grundlage, die in dieser ausserge-

wöhnlichen Zeit zum Zuge kommt und ganz sicher nicht zum Regelfall 

werden darf.  

In diesem Sinne werden wir auch die a-Vorlage unterstützen. Ja, wir 

sind der Ansicht, wenn eine Budgetveränderung ansteht, dann soll eine 

Variante zur Auswahl stehen, denn so kann die Mitsprache oder die 

verminderte Mitsprache ein ganz wenig abgefedert werden. Was ich 

aber auch vorwegnehmen möchte, was die FDP jetzt nicht tun wird, ist, 

bei einer Hauruck-Legiferierung im Rat mitzumachen. Wir werden 

grundsätzlich an dieser a-Vorlage festhalten. Wenn wir dann aber ge-

zwungen sind, in einem Ausmehrungsverfahren zu entscheiden: Fällt 

alles weg − ich beziehe mich hier auf den Paragrafen 2 −, wird alles 

gestrichen oder zusätzlich eingeschränkt, werden wir uns in Richtung 

Einschränkung bewegen. In dem Sinne haben auch Sie Vertrauen in die 

Exekutiven unserer Versammlungsgemeinden und stimmen Sie der 

praktisch einstimmig verabschiedeten Vorlage, wie sie die STGK prä-

sentiert, zu. Besten Dank. 

 

Karin Joss (GLP, Dällikon): Ich denke, dass gerade jetzt besonders 

viele Zuschauerinnen und Zuschauer online dabei sind, denn das, was 
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wir gerade diskutieren, interessiert viele Exekutivmitglieder aus den 

Gemeinden und auch viele Stimmberechtigte. Ich begrüsse Sie. 

Zuerst möchte ich erwähnen, dass ich ein grosser Fan von Gemeinde-

versammlungen bin. Sie sind Gefässe für echte Basisdemokratie, und 

ich habe schon viele hochspannende Diskussionen erlebt. Jede und je-

der kann sich dort einbringen und seine Meinung kundtun, und viele 

von uns haben sich an der Gemeindeversammlung erstmals aktiv betei-

ligt und sind so auf den Geschmack gekommen, sich in der Politik ein-

zubringen und sitzen deshalb heute hier im Rat.  

Oftmals ergeben sich im Laufe der Versammlung neue Aspekte, über-

raschende Wendungen und tragfähige Kompromisse, die eine Ge-

meinde weiterbringen. Die Diskussion ist wertvoll. Im Juni hätten in 

den meisten Gemeinden die Rechnungen 2019 abgenommen werden 

sollen. Wegen der Corona-Pandemie fand das mehrheitlich nicht statt 

und wurde im September mehrheitlich nachgeholt − mit geeignetem 

Schutzkonzept. Es gibt aber auch Gemeinden, die aus verschiedenen 

Gründen seit dem Beginn der Corona-Pandemie keine Versammlungen 

mehr durchgeführt haben, weil sie nicht über die notwendige Infrastruk-

tur verfügen, um die Teilnehmenden in genügender Zahl empfangen zu 

können. Es gibt sogar Beispiele, dass man die Leute heimgeschickt hat, 

weil der Platz nicht ausgereicht hat.  

Die Direktion für JI hat das Problem erkannt und hat Hand zu einer 

Lösung geboten. Die Grünliberalen begrüssen es deshalb sehr, dass mit 

dem vorliegenden Gesetz pragmatisch eine Möglichkeit geschaffen 

wird, während einem kurzen Zeitraum an der Urne statt an der Ver-

sammlung abstimmen zu können. Trotzdem soll unserer Meinung nach 

trotzdem die Versammlung der Standard sein und die Urnenabstim-

mung der Plan B. Wer durchführen kann, der soll durchführen. Und 

Geschäfte, die verschoben werden können, sollen verschoben werden. 

Für die Gemeindeexekutiven heisst das nun, dass sie Entscheide treffen 

müssen. Und dass sie mit Kritik rechnen müssen, das wissen alle, die je 

schon Entscheidungen rund um Covid-Massnahmen treffen mussten. 

Man kann zwischen die Fronten geraten: Maximale Corona-Sicherheit 

versus die erprobten demokratischen Prozesse mit einem Raum für Mit-

gestaltung. 

Ich betone, dass wir das Gesetz wahrscheinlich nur für wenige Gemein-

den machen. Es zeigt sich nämlich, dass viele Einladungen zu Ver-

sammlungen bereits erfolgt sind, dass die Gemeinden also die Absicht 

haben, die Versammlungen durchzuführen, in Kenntnis der Möglich-

keit einer Urnenabstimmung. Eine solche Urnenabstimmung hätte den 

Vorteil, dass sie der Covid-Situation gerecht wird. Sie hat aber auch den 
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Nachteil, dass die Diskussionen nicht oder nur auf anderen Kanälen 

stattfinden und dass sich die Stimmberechtigten nicht im gleichen Mass 

in die Gestaltung der Geschäfte einbringen können. Änderungsanträge 

wären nicht möglich. Das kann man bei Voranschlag und Steuerfuss für 

einmal in Kauf nehmen. Mit der zwingenden Variantenabstimmung bei 

Steuerfussänderungen hat man da nämlich eine gute Lösung gefunden.  

Was aber ist mit anderen Vorlagen wie Bau- und Zonenordnung oder 

Gestaltungsplänen? Im Sinne der Demokratie soll in den Entschei-

dungsfindungsprozess so wenig wie möglich eingegriffen werden. Da-

rum wollen wir, dass weitere Geschäfte nur unter ganz engen Voraus-

setzungen an die Urne gebracht werden können.  

Dass das Gesetz über einen kurzen Zeitraum befristet ist, finden wir 

richtig. Man geht davon aus, dass sich die Corona-Situation bis im Som-

mer verbessert haben wird. Viele Geschäfte können also warten; die 

Wartezeit beträgt in der Regel drei Monate. Wenn das Geschäft schon 

einmal verschoben wurde, auch etwas länger.   

Die Grünliberalen stellen zu Paragraf 2 einen Änderungsantrag, den ich 

bei der Behandlung dieses Artikels genauer erläutern werde. Kurz ge-

sagt, es geht um zwei Ergänzungen: Neben erheblichen öffentlichen In-

teressen soll auch eine zeitliche Dringlichkeit Voraussetzung sein, und 

zweitens sollen bestimmte Geschäfte, nämlich Änderungen von Bau- 

und Zonenordnung und Gestaltungspläne, ganz ausgeschlossen werden.  

Wir wollen Hand bieten zu einem tragfähigen Kompromiss. Und wir 

wollen die Gemeinden, die das Gesetz benötigen, nicht hängen lassen. 

Ob es viele oder wenige sind, spielt keine Rolle. Die Grünliberalen 

stimmen dem Gesetz zu und bitten Sie um Unterstützung des von uns 

eingereichten Änderungsantrags. Vielen Dank.  

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Wir von den Grünen befürworten 

diese Vorlage betreffend Steuerfuss und Gemeindebudget. Wir sehen 

die Notwendigkeit, dass die Gemeinden ein Budget haben und sie nicht 

darauf verzichten können, wenn jetzt eine Gemeindeversammlung aus-

fällt. Es muss möglich sein, eine Abstimmung an der Urne nachzuho-

len. Wir sind ganz klar der Ansicht, dass wenn es Steuerfussverände-

rungen gibt, dass dann auch verschiedene Budgets vorgelegt werden 

müssen; es müssen Varianten zur Abstimmung kommen.  

Wir erachten dies als eine Ausnahme, wir erachten diese Gesetzgebung 

als notwendiges Übel, aber nicht unbedingt als ein demokratisches 

Muss. Wir möchten nicht explizit diese Vorlage gutheissen. Das Prob-

lem ist vor allem der Paragraf 2. Wenn ich da lese, «erhebliche öffent-
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liche Interessen», dann ist das ein Begriff, der dehnbar ist. Ich gehe so-

wieso davon aus, dass Dinge, die an Gemeindeversammlungen behan-

delt werden, mindestens von öffentlichem Interesse sind, wenn nicht 

gar von erheblichem öffentlichem Interesse, da ansonsten eben nicht 

unbedingt eine Versammlung zusammenkommen müsste. Auch der 

Terminus, wie ihn die Grünliberalen verlangen, «zeitliche Dringlich-

keit», hat eine gewisse Dehnbarkeit. Wir sind damit auch nicht glück-

lich. Es lässt relativ viel Interpretationsspielraum zu. Was ist jetzt wirk-

lich eine zeitliche Dringlichkeit? Können wir noch zwei Monate war-

ten, können wir noch drei Monate warten? Muss es jetzt sofort sein, 

innerhalb der zwei Monate, innerhalb derer dieses Gesetz überhaupt 

gilt? Gibt es überhaupt Vorlagen, die derart dringlich sind, dass sie nicht 

zwei Monate noch aufgeschoben werden können? Diese Frage rechtfer-

tigt sich bei Versammlungsgemeinden insbesondere dann, wenn man 

sich vor Augen hält, dass die meisten Versammlungsgemeinden nur 

halbjährlich Gemeindeversammlungen durchführen. Also, müssen so-

wieso die meisten Vorlagen eine gewisse Zeit warten, bis sie vor die 

Versammlung kommen. Jetzt plötzlich soll es nicht mehr möglich sein, 

jetzt plötzlich gibt es Vorlagen, die innerhalb von zwei Monaten behan-

delt werden müssen. Das dünkt uns Grüne eigentlich nicht realistisch. 

Deshalb stellen wir auch den Antrag, diesen Paragrafen 2 vollständig 

zu streichen, da notabene dieses Gesetz ja sowieso nur für zwei Monate 

gilt, vom 31. Januar bis zum 31. März.  

Was auch eine Schwierigkeit ist, das wurde auch schon erwähnt, dass 

es viele Vorlagen gibt – da möchten wir Grüne nicht spassen −, die eine 

Vorberatung in der Gemeindeversammlung nötig haben. Ich war jetzt 

froh von Stefan Schmid zu hören, dass das so gedacht ist. Dass man 

keine Vorlagen an die Urne bringt, die irgendeine komplizierte Detail-

beratung verlangen, wie sie an Gemeindeversammlungen vorgenom-

men werden können, und das insbesondere auch keine Vorberatungen 

an die Urne gebracht werden sollen.  

Zum Antrag der GLP: Es führt jetzt dazu, dass man dann sagt, wir hät-

ten gerne noch das, wir hätten gerne noch das, wir hätten noch gerne 

das. Grundsätzlich können wir damit leben. Aber es ist schon ein biss-

chen beliebig und es müsste eigentlich materiell noch ein bisschen mehr 

begründet werden, warum dann andere Geschäfte nicht in diesen An-

trag hineingekommen sind. Warum sind es jetzt gerade BZO und Ge-

staltungspläne und nicht andere, umstrittene Finanzierungsvorlagen o-

der vielleicht eine wichtige Unterführung, die gebaut werden sollte, 

aber vielleicht auch bestritten wird? Warum solche Sachen nicht? Also, 

das ist mir zu wenig klar. Deshalb sind wir Grünen da zurückhaltend 
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betreffend GLP-Antrag und stimmen in erster Linie der Streichung von 

Paragraf 2 zu. Das ist unser eigener Antrag. Und ich bitte Sie, das eben-

falls zu tun. Ich danke Ihnen.  

 

Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil): Demokratie setzt voraus, dass 

Menschen zusammenkommen. Diskussion und Manifestation bilden 

die Basis der freien Willensbildung. Dies hat vor Kurzem Stefan Hotz 

(Redaktor) in der NZZ geschrieben. Dem kann ich absolut zustimmen.  

Nun stellt die Pandemie uns vor ganz neue Herausforderungen. Das Ge-

bot, Abstand zueinander zu halten, stellt vieles in Frage. Gemäss Bun-

desrat soll der politische Betrieb aber nicht ruhen. Mit gutem Grund hat 

der Bundesrat Ende Oktober in seinem verschärften Massnahmenkata-

log zur Eindämmung des Virus ausdrücklich Demonstrationen, Parla-

mentssitzungen und politische Versammlungen von der Obergrenze der 

Teilnehmenden ausgenommen. Auch persönlich bin ich als Gemeinde-

präsident von Volketswil ganz klar der Meinung, dass die angesetzte 

Gemeindeversammlung durchgeführt werden soll. Dies gilt übrigens 

für alle Versammlungsgemeinden in unserem Bezirk. Selbstverständ-

lich gibt es hierfür ein Schutzkonzept, das streng um- und durchgesetzt 

werden wird. Selbstverständlich wird es zwingend nötig sein, während 

der ganzen Versammlung eine Maske zu tragen und die Kontaktdaten 

werden erhoben werden.  

Eine Gemeindeversammlung ist der wahre Kern der schweizerischen 

Demokratie. Ja, ich bin mir auch bewusst, dass vielleicht weniger Per-

sonen an der Gemeindeversammlung teilnehmen werden als sonst. Un-

ter uns, es nehmen auch sonst nicht so viele Personen an der Budget-

versammlung teil. Es gilt auch festzuhalten, dass eine Urnenabstim-

mung bedeutend teurer wird als eine Gemeindeversammlung. Bei einer 

Urnenabstimmung wird es ein Wahlbüro brauchen, ohne Personen wird 

es nicht gehen.  

Dieses neue Gesetz wird wahrscheinlich ein Papiertiger bleiben, da die 

meisten Gemeinden schlussendlich eine Gemeindeversammlung durch-

führen werden. Dennoch bin ich mir auch bewusst, dass sich die 

Corona-Situation verschärfen könnte. In der Politik gilt es auch voraus-

zuschauen. Die Exekutiven der Versammlungsgemeinden stehen heute 

bereits vor einem heiklen Entscheid, ob es angesichts der weiterhin ho-

hen Zahl an Ansteckungen noch zu verantworten ist, eine Budgetver-

sammlung durchzuführen. Bei einem Lockdown könnte keine Gemein-

deversammlung mehr stattfinden. Es ist daher sinnvoll, gangbare Alter-

nativen aufzuzeigen. Diese sollten aber zeitlich befristet sein und sich 

nur auf dringende Geschäfte beziehen; nicht alle Geschäfte sind zeitlich 
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dringend. Diese sollten auf eine spätere Gemeindeversammlung ver-

schoben werden können. Das Mitspracherecht der Bürgerinnen und 

Bürger, ja die gesamte politische Ordnung, soll nicht zu stark einge-

schränkt werden.  

Die CVP ist der Meinung, dass Handlungsbedarf und die zeitliche 

Dringlichkeit für die Beschlüsse zur Festsetzung des Gemeindebudgets 

und des Steuerfusses 2021 gelten. Diese Beschlüsse sind für den Erhalt 

einer ordnungsgemäss funktionierenden Gemeinde unerlässlich. Liegen 

sie bis Ende Jahr nicht vor, kann der Gemeindevorstand ab dem 1. Ja-

nuar 2021 nur noch die für die ordentliche und wirtschaftliche Verwal-

tungstätigkeit unerlässlichen Ausgaben tätigen.  

Nun zu den verschiedenen Anträgen: Die CVP lehnt den Antrag von 

Hans-Peter Amrein auf Rückweisung der Vorlage ab. Die CVP ist der 

Meinung, dass die Befugnis für die Anordnung einer Urnenabstimmung 

den Gemeindevorständen eine grössere Flexibilität einräumt. Die CVP 

lehnt den Antrag der GLP ab. Die CVP verlangt eine klare Regelung, 

damit Rechtsstreitigkeiten vermieden werden können. In dieser Aus-

nahmesituation sollten nicht weitere Geschäfte der Gemeindeversamm-

lung entzogen werden. Dringend sind schlussendlich nur Budget und 

Steuerfuss. Dass die GLP beantragt, dass Änderung der Bau- und Zo-

nenordnung sowie Gestaltungspläne von der Urnenabstimmung ausge-

nommen sein sollen, ist nicht konsequent durchgedacht. Falls wirklich 

weitere dringliche Geschäfte vorhanden sind, könnten diese auch für 

eine Gemeindeversammlung im Frühling traktandiert werden. Die CVP 

lehnt daher auch den Antrag der STGK ab, der noch weitergeht als der 

Antrag der GLP. 

Die CVP stimmt dem Antrag der Grünen zu; er ist klar formuliert. Zeit-

lich dringend sind nur Budget und Steuerfuss. Die Gemeindeversamm-

lung wird nur marginal tangiert. Dies entsprich Sinn und Zweck dieser 

Vorlage. Dies wird auch dazu führen, dass die meisten Gemeinden an 

der Gemeindeversammlung festhalten, was demokratisch absolut kor-

rekt ist und Sinn macht. Die CVP stimmt der Befristung und der zeitli-

chen Dringlichkeit zu. Besten Dank. 

 

Walter Meier (EVP, Uster): Am Anfang war die Corona-Pandemie. Ja, 

sie begleitet uns immer noch und für manche ist sie bereits zur Qual 

geworden. 

In den nächsten vier, fünf Wochen sollten die Gemeindeversammlun-

gen stattfinden, an welchen über das Budget und den Steuerfuss 2021 

abgestimmt wird. Aber nicht alle trauen sich, an solchen Gemeindever-
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sammlungen teilzunehmen, auch wenn sie erlaubt sind. Andere Ge-

meinden finden einfach keinen Saal, in dem sie eine Gemeindever-

sammlung mit den nötigen Abstandsregeln durchführen können. So ha-

ben das Gemeindeamt und der GPV (Gemeindepräsidentenverband) et-

liche besorgte Anrufe entgegennehmen müssen, was zu tun sei. An sich 

müsste man eine Urnenabstimmung ansetzen können, aber dies ist mit 

den heute geltenden Gesetzen nicht möglich. Ganz ohne Budget könne 

man nicht ins neue Jahr starten. Andere Gemeinden haben zudem Ge-

schäfte, welche dringend beschlossen werden müssten, und sehen auch 

keine andere Möglichkeit als eine Urnenabstimmung.  

Der Regierungsrat hat ganz im Sinne dieser Gemeinden gehandelt. Wir 

reden heute über ein Gesetz, das Versammlungsgemeinden Urnenab-

stimmungen zum Budget und Steuerfuss und anderen wichtigen Ge-

schäften ermöglicht. Das Gesetz ist befristet. Ganz wichtig ist, dass so-

wohl Regierungsrat wie auch GPV den Gemeinden ausdrücklich raten, 

die Gemeindeversammlung, wenn immer möglich, durchzuführen. Die 

Urnenabstimmung ist quasi ein Not-Ventil, wenn alles andere nicht 

möglich ist. Zudem: Es ist den Gemeinden erlaubt, im Vorfeld von Ur-

nenabstimmungen Informationsveranstaltungen − ich spreche hier be-

wusst in der Mehrzahl − zu machen. Und gerade zum Budget und an-

deren wichtigen Geschäften würden wir den Gemeinden dazu raten. 

In diesem Sinne unterstützt die EVP das Gesetz und die Dringlichkeit. 

Seit der Abstimmung am Freitag in der STGK haben wir diverse Ände-

rungs- und Streichungsanträge erhalten. Wir unterstützen sie nicht. Das 

Gesetz trägt allen Bedenken bereits genügend Rechnung. 

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Eine kleine Vorbemerkung: 

Unsere Fraktion der Alternativen Liste, AL, setzt sich lauter Mitglie-

dern zusammen, die in Städten mit Gemeindeparlamenten leben. Daher 

sind wir sowieso Urnenabstimmungen gegenüber positiv eingestellt, da 

dies der normalen Ausübung unserer demokratischen Rechte entspricht. 

Und wir weisen gerne an dieser Stelle auf den Mangel an Gemeinde-

parlamenten im Kanton Zürich hin. Im Kanton haben wir nur 13 Ge-

meindeparlamente bei 162 politischen Gemeinden. Zugleich haben wir 

mehr als 15 Gemeinden mit mehr als 10'000 oder mehr Einwohnerinnen 

und Einwohnern, die kein Parlament eingerichtet haben. Hier finden wir 

es nicht so direkt demokratisch, wenn in diesen Gemeinden Gemeinde-

versammlungen durchgeführt werden, da prozentual wenig Stimmbür-

gerinnen und Stimmbürger an den Versammlungen über die Vorlagen 

bestimmen. Daher könnte ja die Corona-Pandemie die eine oder andere 
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grössere Gemeinde überzeugen, hier zur demokratischeren Variante der 

Parlamentsgemeinde zu wechseln.  

Nun zur aktuellen Vorlage: Gegen den ersten Paragrafen dieser befris-

teten Gesetzesvorlage, welche für die Festsetzung des Budgets und des 

Steuerfusses für das Jahr 2021 wie auch zur Genehmigung der Jahres-

rechnung 2019 in Versammlungsgemeinden dringend gebraucht wird, 

kann unter den aktuellen Umständen niemand ernstlich etwas haben. 

Hier soll eine praktikable Lösung eines Problems unter aussergewöhn-

lichen Umständen ermöglicht werden. Dass die Kommission ergänzt 

hat, dass im Falle einer allfällig beantragten Änderung des Steuerfusses 

über die zwei Varianten abgestimmt werden muss, finden wir sinnvoll. 

Es geht darum, dass die Versammlungsgemeinden handlungsfähig blei-

ben, wenn sie keine Versammlungen durchführen können, und ihr 

Budget und ihren Steuerfuss selbst bestimmen können. Es wäre nicht 

gut, wenn der Regierungsrat dies tun müsste, wenn es eine andere Mög-

lichkeit dazu gibt. Diese wird hier geschaffen.  

Hingegen unterstützt die AL den Streichungsantrag der Grünen beim 

Paragrafen 2. Es handelt sich ja um ein zeitlich befristetes Gesetz. Wir 

finden, bis zum 31. März können alle anderen Vorlagen warten. Sollte 

die Corona-Pandemie länger dauern, dann müsste das vorliegende Ge-

setz sowieso verlängert, und dieser Bereich könnte dann geregelt wer-

den. Dies liesse dem Regierungsrat, den Gemeinden und den Parteien 

Zeit, sich hier eine gute Lösung ohne Hauruck-Übungen zu überlegen. 

Nun aber für einzelne Arten von Vorlagen Ausnahmen zu formulieren, 

wie es die GLP nun gemacht hat, weil hier eventuell an gewisse Vorla-

gen in bestimmten Gemeinden gedacht wird, kann ja nicht wirklich die 

Lösung sein. Dies wirkt eher willkürlich.  

Die Alternative Liste wird auf diese Vorlage eintreten und dabei den 

Änderungsantrag der Grünen unterstützen. Den Rückweisungsantrag 

werden wir natürlich ablehnen. Besten Dank.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos): Ich werde Ihnen be-

antragen, die Vorlage 5662, Gesetz über die Urnenabstimmung in Ver-

sammlungsgemeinden während der Corona-Pandemie an den Regie-

rungsrat zurückzuweisen und werde dies, sollte die Mehrheit von Ihnen 

auf Eintreten plädieren, anschliessend begründen. 

Die öffentliche Ordnung im Kanton Zürich ist derzeit weder schwer-

wiegend gestört noch unmittelbar bedroht – Auszug aus der Verfassung 

des Kantons Zürich. Und niemand von Ihnen kann das Gegenteil be-

haupten. Deshalb ist fraglich, ob diese Vorlage verfassungskonform ist. 
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Ich gehe davon aus, dass, sollte die Vorlage vom Kantonsrat angenom-

men werden – was nach diesen Voten wahrscheinlich ist –, dass entwe-

der das fakultative Referendum ergriffen wird oder die Dringlichkeit 

des Gesetzes von den Gerichten zu beurteilen sein wird. Und das wird 

nicht zielführend sein. Dazu kommt, dass dieser Gesetzesentwurf die 

direkte Demokratie verletzt, unverhältnismässig und unnötig die demo-

kratischen Rechte der Stimmbürger in den Versammlungsgemeinden 

beschneidet, Herr Kommissionspräsident der SVP oder Frau Fraktions-

sprecherin der SVP-Fraktion. Und ich hätte deshalb gerne nachher eine 

Stellungnahme dazu, wieso die SVP-Fraktion der Meinung ist, dass die-

ser Gesetzesentwurf die Demokratie nicht verletzt, weder unverhältnis-

mässig noch unnötig ist und die demokratischen Rechte der Stimmbür-

ger in den Versammlungsgemeinden nicht beschneidet. Ich gehe davon 

aus, einige unserer Parteimitglieder sind sehr interessiert über die Aus-

sagen des Fraktionssprechers. Ganz interessant: Der Präsident der SP-

Fraktion (Markus Späth-Walter) fehlt in dieser Debatte. Also, die Par-

tei, die sich herausnimmt, dass sie als einzige tatsächlich das Volk ver-

tritt, die ist nicht einmal in dieser wichtigen Debatte mit ihrem Chef 

vertreten. Vielleicht holt ihn noch jemand von Ihnen rein.  

Der Regierungsrat und die Justizdirektorin (Regierungsrätin Jacqueline 

Fehr), welche dieses Gesetz ausgearbeitet haben, wollen denjenigen 

Menschen, welche aufgrund von Corona und geschürt von gewissen 

Medien Angst haben und nicht an der Gemeindeversammlung teilneh-

men wollen, entgegenkommen. Diese Absicht ist hehr, Frau Regie-

rungsrätin Fehr. Da kann ich Ihnen nur ein Kränzchen winden. Aber, 

was Sie hier vorschlagen ist falsch. Der Weg ist falsch. Ich werde Ihnen 

nachher den Weg zeigen, dem alle hier drin und auch Herr Pinto, der 

voreilig schon den Antrag Amrein abgelehnt hat, wahrscheinlich auch 

zustimmen können. Ich bitte Sie dann, meine Argumentation zur Rück-

weisung entgegenzunehmen und mindestens zuzuhören.  

Es besteht, wie dargelegt, aufgrund der aktuellen Lage überhaupt kein 

Anlass, den Gemeindeexekutiven die Möglichkeit zu geben, Gemein-

deversammlungen nicht durchzuführen und im Worst-Case-Szenario 

den Stimmbürgern die gesetzlich festgelegten Einflussmöglichkeiten 

auf das Budget und einzelne Geschäfte zu verwehren und damit die den 

Bürgern zustehenden politischen Rechte elegant auszuhebeln. Mindes-

tens bei einer Gemeinde im Kanton Zürich, welche jetzt angekündigt 

hat, sie würde die Gemeindeversammlung nicht durchführen wegen 

Corona, kann dieser Verdacht nicht ganz ausgeschlossen werden.  

Alle Gemeindeversammlungen müssen durchgeführt werden. Und sie 

können zwecks Wahrung der Einflussmöglichkeiten der Bürger auf die 
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Budgetierung, die Festlegung des Steuerfusses und auch weitere Ge-

schäfte, die in die Zuständigkeit der Gemeindeversammlung fallen, ge-

stützt auf Artikel 10 Absatz 2 litera a und Artikel 16 Absatz 1, auch 

durchgeführt werden, denn wir sind nicht in einer Notsituation. Glei-

ches gilt für Vorlagen, die gemäss Gemeindegesetz in einer vorberaten-

den Gemeindeversammlung zu beraten sind. 

Warum ich Ihnen Rückweisung beantrage, werde ich Ihnen nachher be-

gründen.  

 

Martin Hübscher (SVP, Wiesendangen): Gerne nehme ich Stellung zu 

den Fragen von Hans-Peter Amrein. Was ist die Begründung für unsere 

Zustimmung? Sie wurde bereits erläutert, im Votum von unserer Frak-

tionssprecherin. Aber ich wiederhole sie gerne. 

Die SVP ist ganz klar der Meinung, dass in erster Linie Gemeindever-

sammlungen stattfinden sollen. Das soll und ist in der aktuellen Lage 

auch möglich. Das wurde von sehr vielen Sprechern auch gesagt. Da 

möchte ich auch gleich platzieren, dass die Bemerkungen der SP und 

der AL bezüglich der Demokratiefähigkeit einer Gemeindeversamm-

lung respektive der Angriffe auf die Gemeindeversammlungen völlig 

deplatziert sind bei dieser Debatte. Wir haben eine Pandemie, es geht 

um diese Pandemie. Wir wollen gemeinsam damit leben lernen. Darum 

geht es. Aktuell sind Gemeindeversammlungen möglich. Wir appellie-

ren dafür, dass alle Gemeindeversammlungen durchgeführt werden sol-

len. Wir kennen aber die Entwicklung der Pandemie nicht. Wir wollen 

da vorausschauend sein, falls sich die Situation ändern sollte und keine 

Versammlungen mehr durchgeführt werden könnten – Konjunktiv. 

Dann soll dieser Artikel greifen. Nur, dann können wir ihn nicht mehr 

demokratisch beschliessen. Wir müssen das jetzt vorsorglich machen. 

Zu diesem Zweck sagen wir Ja. Wir erachten es als demokratischer, 

Urnenabstimmungen durchzuführen anstelle von Notrecht oder Still-

stand, der dazu führt, dass über kein Budget verfügt werden kann und 

dann der Regierungsrat oder der Bezirksrat eingreifen müssen, sollte 

bis zum März kein Budget stehen. So erachten wir den Prozess, den wir 

jetzt gehen, immerhin als einen demokratischen Prozess. Herzlichen 

Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

Jörg Kündig (FDP, Gossau): Als Präsident der Gemeindepräsidien ge-

statte ich mir doch auch noch zwei, drei Worte an Sie zu richten.  

Auf der einen Seite möchte ich festhalten, dass tatsächlich diese Dis-

kussion nicht dazu führt, die Gemeindeversammlungen grundsätzlich 

in Frage zu stellen und die repräsentative Situation dieser Einrichtungen 
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in Zweifel zu ziehen. Es sind wunderbare Instrumente; wer teilnehmen 

kann und will, kann teilnehmen. Das ist gut so. Die Parlamente sind 

eine Möglichkeit, demokratisch zu entscheiden, die Gemeindever-

sammlungen sind eine andere. Und der zweite Punkt, den ich auch klar 

festhalten möchte, ist: Alle, die jetzt die Demokratie und den Rechts-

staat in Gefahr sehen mit diesem Gesetz, die, so glaube ich, haben nicht 

richtig verstanden, worum es hier eigentlich geht.  

Schon seit geraumer Zeit ist die Teilnahme an Gemeindeversammlun-

gen kritisch, und zwar vor allem, weil die Covid-Situation tatsächlich 

polarisiert. Die Angst grassiert in vielen Situationen, Menschen sind 

unsicher, ob sie teilnehmen können oder wollen. Die Ansteckungsge-

fahr wird genannt, die Räumlichkeiten sind teilweise zu klein, es hat 

gewichtige Geschäfte, die viele Menschen anlocken. Da stellt sich die 

Frage: Kann man, soll man teilnehmen? Es ist auch so, dass wir, die 

Exekutiven, natürlich die Aufgabe haben, unsere Verantwortung wahr-

zunehmen, unsere Pflichten wahrzunehmen. Da geht es etwa um Inves-

titionsentscheide. Gerade in Krisensituationen sollen Entscheide mög-

lich sein, die an Gemeindeversammlungen gefällt werden müssen. Es 

geht um Investitionen, die, wenn sie nicht stattfinden, vieles verzögern 

und in der Wirtschaft durchaus zusätzlichen Schaden verursachen.  

Das BAG (Bundesamt für Gesundheit) hat klar gesagt, die Gemeinde-

versammlungen können unverändert stattfinden ohne Obergrenze der 

Teilnehmenden. Auch seitens der Direktion für Justiz und Inneres gab 

es aufgrund dieser Vorgabe keine Veranlassung, irgendetwas zu än-

dern. Da die Infektionszahlen momentan eher zu Zweifeln Anlass ge-

ben und wenig optimistisch sind, stellt sich zunehmend die Frage, ob 

Gemeindeversammlungen durchgeführt werden sollen oder nicht. Da-

bei ist zu unterscheiden zwischen Geschäften, die sachbezogen sind, 

Sachvorlagen, Kreditvorlagen, es geht um Planungsgeschäfte und eben 

um Budgetberatungen. Im Moment sprechen wir, so spüre ich es, vor 

allem über die Budgets. Da stellt sich schon die Frage, ob wir im Zeit-

plan überhaupt noch rechtzeitig sind, denn Geschäfte wie Gemeinde-

versammlungen sind nur schwer an der Urne zu präsentieren. Es gibt 

die Möglichkeit zu diskutieren, es gibt Änderungsanträge, die insbeson-

dere dort zu erwarten sind, wo die Steuerfüsse zur Diskussion stehen. 

Ich muss Ihnen sagen, wenn wir heute in der ersten Lesung, am 23. 

November in der zweiten Lesung, über dieses Geschäft befinden, dann 

sind wir eher schon zu spät. Das Risiko einer Abstimmung, die frühes-

tens am 31. Januar stattfinden kann, ist nicht unwesentlich. Das heisst, 

wir haben einen Monat ohne Budget, einen budgetlosen Zustand, der 
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nur die nötigsten Aufwendungen möglich macht. Dann die Erwah-

rungsfrist nach der Abstimmung. Urnenabstimmungen haben immer 

auch die Möglichkeit einer Ablehnung. Dann stellt sich die Frage, was 

passiert dann? Der Regierungsrat kann das Budget festlegen, muss es 

sogar, wenn bis am 31. März keine Budgets festgelegt worden sind. Sie 

sehen, ganz ohne Risiko geht es nicht.  

Verschiedentlich wurde das Wort «Vertrauen» genannt, das Vertrauen 

in die Exekutiven. Ich muss Ihnen sagen, ich danke allen, die das Ver-

trauen haben, aber Sie können sicher sein, wir werden sorgfältig abwä-

gen, ob und in welcher Form wir die Abstimmungen herbeiführen wol-

len. Weil, es ist klar, ohne Budgets sind die Gemeinden und Städte blo-

ckiert. Das darf nicht sein. Die Unsicherheit ist halt der Preis dafür, dass 

wir so spät sind. Sie haben richtig festgestellt, dass in diesem Gesetz 

zwei Dinge wichtig sind: Auf der einen Seite eine Kann-Formulierung, 

das heisst, die Gemeinden können selber entscheiden, verantwortungs-

bewusst entscheiden, ob sie tatsächlich die Gemeindeversammlungen 

durch eine Urnenabstimmung ersetzen wollen. Zweitens ist das Ge-

schäft bis zum März befristet. Also, die Kann-Formulierung, die kann 

Sie beruhigen; Sie müssen nicht befürchten, dass demokratische Pro-

zesse ausser Kraft gesetzt werden.  

Für uns, die Gemeinden und Städte, ist dieses Gesetz ein Not-Nagel. 

Sie dürfen das durchaus so verstehen, um die aktuelle Situation zu be-

wältigen, es ist nicht die Idee für einen Dauerzustand. Darum bitte ich 

Sie, nicht nur einzutreten, sondern dem Geschäft zuzustimmen. Besten 

Dank.  

 

Lorenz Habicher (SVP, Zürich): Unsere direkte Demokratie setzt vo-

raus, dass wir diskutieren und debattieren. Politische Meinungsbildung 

erfordert Zeit. Das kennen wir alle. Doch das war gestern. Dann kam 

ein Virus, Massnahmen gegen die Ausbreitung oder zur Eindämmung 

wurden ergriffen, und der Bundesrat hat ausdrücklich politische Ver-

sammlungen zugelassen und von der Obergrenze an Teilnehmenden 

ausgenommen. Scheinbar richtet sich die Gefährlichkeit nach der Art 

der Versammlung. Im Frühling hat der Regierungsrat per Notrecht den 

Gemeindeexekutiven befristet die Kompetenz erteilt, Ausgaben zu täti-

gen, die eigentlich den Parlamenten oder Stimmberechtigten zugefallen 

wären – ein Sündenfall, auch da war Herr Kündig dafür. Der Kantonsrat 

hat diese Verfügung an seiner Sitzung nicht aufgehoben, erstarrt vom 

Lockdown, waren wir alle. Es gab kritische Stimmen, und auch ich habe 

diese Verfügung nicht zum Jubeln gefunden und mich auch entspre-

chend zum Wort gemeldet.  



26 

Die Justizdirektion hat geschlafen. Die Gemeinden haben sich schon 

früher Gedanken gemacht und sich an die Direktion gewendet. Plötzlich 

ist Frau Fehr aus der Lethargie erwacht und ohne eine Vernehmlassung 

durchzuführen – Seite 5 der Vorlage besagt das –, wird der Kantonsrat 

zum Vollzugsgehilfen, denn nicht die Regierung erlässt Gesetze, diese 

Kompetenz liegt bei uns. Hauruck-Übung umschreibt das Vorgehen 

gut, und die Justizdirektion agiert zögerlich und abwartend, um dann 

der Regierung und dem Kantonsrat fast über Nacht dieses Gesetz vor-

zusetzen inklusive dringliche Inkraftsetzung innert sieben Tagen, weil 

es sonst zu spät ist. Interessant, wie sich dieses Parlament einmal mehr 

von Frau Fehr vorführen lässt.  

Mit diesem Gesetz gehen Sie davon aus, dass sich die Situation nicht 

verbessern wird, dass sie sich sogar verschlechtert und dass man keine 

Gemeindeversammlungen durchführen kann oder es nicht möglich ist. 

Es wurde hier kein Nichteintreten beantragt. Folglich werden wir später 

zur Detailberatung kommen. Aber lassen Sie sich etwas gesagt sein: 

Dieses Vorgehen, diese Hauruck-Übung, dieses Druckaufsetzen, diese 

Zeitnot sollten wir als Kantonsrat nicht einfach hinnehmen, sollte wir 

nicht einfach so beschliessen.  

 

Alex Gantner (FDP, Maur): Ich spreche zum ersten Mal hier im Rat zu 

einem Corona-Geschäft, dies, weil für mich mit dem vom Regierungs-

rat und von der STGK leicht modifizierten Antrag, der heute allenfalls 

noch weiter verändert wird, eine Corona-Linie überschritten wird. 

Offensichtlich ist der Regierungsrat hier nur Wasserträger von einem 

punktuellen Anliegen von einzelnen Gemeinden. Und ich frage mich, 

hat der Regierungsrat keine eigene Meinung zum Thema Gemeindever-

sammlungen? Oder liegt das allenfalls daran, dass sämtliche gegenwär-

tige Regierungsratsmitglieder aus Parlamentsgemeinden stammen: 

dreimal Winterthur, zweimal Stadt Zürich, einmal Adliswil und einmal 

Wädenswil.  

Nun aber zur Corona-Linie, die im Begriff ist, von einer Ratsmehrheit 

überschritten zu werden: Kann-Formulierung hin, Befristung her. Was 

hier passiert, ist ein präzedenzloser Dammbruch bei den politischen 

Rechten, ein demokratiepolitischer Sündenfall, ein ordnungspolitisches 

No-Go. Eine Reihe von Paragrafen im Gemeindegesetz, sämtliche Ge-

meindeordnungen werden mit einem Federstrich ausgehebelt, alles ge-

gen den klaren Willen des Bundesrates, der aus meiner Sicht mit sou-

veräner Weitsicht und unter Rücksichtnahme auf die Verfassung Ge-

meindeversammlungen von der Obergrenze für die Anzahl Teilnehmer 
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ausgenommen hat. Es braucht ein Schutzkonzept, es braucht die ent-

sprechende Infrastruktur. Das sollte aber wirklich mit der langen Vor-

bereitungszeit kein Problem sein. Der Versammlungsleiter, sprich, die 

Gemeindepräsidentin beziehungsweise der Gemeindepräsident, steht 

tatsächlich in einer unmittelbaren und zusätzlichen Verantwortung bei 

Gemeindeversammlungen aufgrund gesundheitlicher Aspekte. Dafür 

hat sie sich, dafür hat er sich ja auch wählen lassen: für die Ehre, für die 

Pflichten, und für die Verantwortung. 

Gerade beim Budget und bei der Steuerfussfestsetzung muss eine De-

batte an einer Versammlung stattfinden können. Vielfach gibt es – wie 

hier im Kantonsrat – Einzelanträge zu spezifischen Positionen, von 

Ortsparteivertretern, von Interessensvertretern oder von der RPK 

(Rechnungsprüfungskommission), die im Auftrag der Stimmberechtig-

ten über den Finanzhaushalt wacht. Und wenn es um die Änderung des 

Steuerfusses geht, ist eine Auseinandersetzung vorprogrammiert, im-

mer auch mit der Möglichkeit, ad-hoc einen Vermittlungsantrag zu stel-

len. All das soll nicht mehr möglich sein können, weil ein Gemeinderat 

lieber keine Versammlung durchführen will, sich vor der Konfrontation 

drückt. Und auch das Anfragerecht wird übrigens ausgehebelt. 

Das Not-Budget – nun spreche ich als Bezirksrat − wird nun auf einmal 

als etwas dargestellt, dass es gar nicht geben darf; aus meiner Sicht ist 

das falsch. Im Gemeindegesetz ist eben gerade dieses Szenario ganz 

klar abgebildet und geregelt, mit der ganzen Eskalationsstufe bis zum 

Bezirksrat beziehungsweise Regierungsrat. Ein Not-Budget gibt es 

nicht nur dann, wenn bei einer Budget- oder Steuerfussabstimmung ein 

formaler Fehler passiert, wie im Gemeinderat Uster vor einem Jahr, ein 

Not-Budget gibt es nicht nur dann, wenn beispielsweise Paragraf 92 

Absatz 2 des Gemeindegesetzes verletzt wird, wie bei der Schulge-

meinde Fällanden für 2019, ein Not-Budget kann es auch geben, weil 

eine Gemeindeversammlung das Budget zurückweist, oder wenn eine 

Versammlung kurzfristig nicht stattfinden kann. Das Not-Budget muss 

Teil der Eventualplanung einer jeder Gemeinde sein, für jedes Jahr. 

Und was Sie hoffentlich erfreut, Frau Regierungsrätin: im gegenwärti-

gen bezirksrätlichen Visitationszyklus zumindest im Bezirk Uster ist 

das Not-Budget gerade ein Visitations-Schwerpunkt. 

Nun zur Befristung: Es ist eine unechte, eine unehrliche Befristung, da 

sie ein Präjudiz schafft. Und genau das darf nicht sein. Stellen Sie sich 

vor, die Pandemie geht zwei, fünf oder sogar zehn Jahre. Dann wird es 

jedes Jahr ein Not-Gesetz geben, das sich auf die Vorjahre bezieht, und 

es kann dazu führen, dass es nie mehr Gemeindeversammlungen geben 

wird. Das gleiche trifft zu für die Kann-Formulierung; auch diese ist 
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unecht und unehrlich. Daher ist es manchmal wirklich besser, dass man 

gar nicht können kann. Besten Dank.  

 

Markus Späth-Walter (SP, Feuerthalen): Ich bin Gemeinderat. Ich bin 

Mitglied der Exekutive einer Versammlungsgemeinde. Ich schätze Ge-

meindeversammlungen. Ich überschätze sie aber nicht. Vor allem aber 

plädiere ich an dieser Stelle für die Souveränität der Gemeinden. Die 

Gemeinden sollen entscheiden, ob sie in der gegenwärtigen Situation 

Gemeindeversammlungen durchführen können und durchführen wol-

len. Der Bundesrat ermöglicht uns das; das ist gut so. Der Gemeinderat 

kann darüber entscheiden; das ist gut so. Das ist ernst zu nehmen, diese 

Entscheidungen. Unsere Justizdirektorin nimmt die Gemeinden ernst. 

Dafür gebührt ihr Dank und nicht unsachliche polemische Kritik, wie 

wir sie in der letzten halben Stunde gehört haben, Lorenz Habicher. Wir 

sind für ein Not-Gesetz, das die Gemeinden ernst nimmt und werden 

uns dafür aussprechen.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos) spricht zum zweiten 

Mal: Herr Fraktionspräsident der SP und Vorredner, was du hier vorher 

dargelegt hast, das ist vielleicht die Organisation in der ehemaligen 

UdSSR, aber nicht in der Schweiz. In der Schweiz sind wir von unten 

nach oben organisiert. Das Volk bestimmt bei uns. Und das Volk be-

stimmt bei uns, ob es an eine Gemeindeversammlung gehen will oder 

nicht und nicht ein Gemeinderat aus Feuerthalen. Habe geschlossen.  

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Vielen Dank für diese spannende 

Diskussion, die gezeigt hat, wie wichtig uns allen die Gemeinden, die 

direkte Demokratie, das Bestimmungsrecht der Gemeinden und rechts-

staatlich korrekte Vorgehensmethoden sind. Ich danke Ihnen insbeson-

dere auch für die Bereitschaft, diesen Entscheid überhaupt herbeiführen 

zu können. Ich danke insbesondere dem Ratspräsidenten, dem STGK-

Präsidenten, dem Präsidenten des GPV (Gemeindepräsidentenver-

band), die mir in Vorgesprächen versichert haben, dass sie das möglich 

machen wollen; möglich machen wollen, dass Sie einen Entscheid fäl-

len können, in dieser Funktion, für die Sie vereidigt worden sind als 

Kantonsrätinnen und Kantonsräte, als Gesetzgeberinnen und Gesetzge-

ber in diesem Kanton.  

Der Bundesrat lässt Gemeindeversammlungen und andere politische 

Veranstaltungen ohne Obergrenzen zu. Es ist ein offenes Geheimnis, 

dass er das insbesondere auf Druck des Kantons Zürich gemacht hat. 
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Sie mögen sich alle erinnern an diese schwierigen Diskussionen zu Be-

ginn der Pandemie zu der Frage, ob Parlamente, Kantons- und Gemein-

deparlamente tagen können. Es war die Zürcher Regierung, die gegen-

über dem Bund klargemacht hat, dass das auch in Phasen von Pande-

mien möglich sein muss − eben nicht nur Parlamente, sondern auch Ge-

meindeversammlungen. Wir haben bis zum letzten Entscheid in jeder 

Vernehmlassung, aber auch mit persönlichen Gesprächen dafür ge-

sorgt, dass der Bundesrat diese Ausnahme jedes Mal explizit auch er-

wähnt hat und auch festgeschrieben hat. Damit gesagt ist auch, dass der 

Regierungsrat weiterhin und nach wie vor der Meinung ist, dass Ge-

meindeversammlungen durchgeführt werden können, durchgeführt 

werden sollen, überall dort, wo die Schutzkonzepte entsprechend auch 

umgesetzt werden können.  

Es gibt aber wie immer im Leben Ausnahmen. Es gibt wie immer im 

Leben auch Situationen, bei der ein Not-Nagel, ein Plan B, besser ist 

als der Plan A. Und diese Möglichkeiten sollen hier geschaffen werden. 

Sie werden geschaffen in einem Gesetz, das alle formalen Bedingungen 

erfüllt; sie werden geschaffen in einem Gesetz, das die Parameter so 

setzt, dass eben wirklich zweckgerichtet diese Möglichkeit genutzt wer-

den kann. Wir erhöhen den Handlungsspielraum, wir achten damit auch 

die Autonomie der Gemeinden, die darüber befinden müssen. Und ja, 

es sind die Exekutiven, die darüber befinden, ob angesetzt werden kann 

oder nicht, ob eine Urnenabstimmung oder eine Gemeindeversamm-

lung durchgeführt werden soll. Dieser Entscheid kann angefochten wer-

den. Dieser Entscheid ist auch rechtsstaatlich kontrollierbar.  

In gut einem Jahr sind wieder Gemeindewahlen. Die Gemeinde-Exeku-

tiven werden wohl nicht das machen, was ihre Bevölkerung mehrheit-

lich nicht will. Es gibt auch eine demokratische Kontrolle des Ge-

meinde-Exekutiven-Handelns. Wir haben den Exekutiven schon einmal 

ausserordentliche Kompetenzen gewährt in diesem Jahr, nämlich im 

Frühling, als wir ihnen ermöglicht haben, ausserordentlicherweise Fi-

nanzkompetenzen in Anspruch zu nehmen, um Investitionen auszulö-

sen, die sie sonst nicht hätten auslösen können. Und was ist passiert? 

Dass was wir erwartet haben: Die Gemeinde-Exekutiven sind verant-

wortungsbewusst und sorgfältig mit dieser Kompetenz umgegangen, im 

Sinne der Bevölkerung, im Sinne der Problemlösung. Und sie werden 

das wiederum so tun. Sie werden diese Möglichkeit, die wir ihnen 

heute, wir als Regierung beantragen, sie möglicherweise schaffen, sie 

werden das nicht ausnützen.  
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Die Pandemie-Lage ist nach wie vor kritisch. Es gibt in einer solchen 

Situation nicht eine gute und eine schlechte, eine richtige und eine fal-

sche Lösung. Natürlich ist es eine demokratiepolitische Einschränkung, 

wenn keine Anträge gestellt werden können. Bei den Gemeinden, bei 

denen das Budget sehr umstritten ist, wäre es keine gute Idee, das 

Budget an die Urne zu bringen, denn ehrlich gesagt, die Chance, dass 

es dort abgelehnt wird, wäre dann ziemlich erheblich. Eine Gemeinde-

Exekutive wäre also schlecht beraten, diesen Weg zu wählen. Aber in 

einer Gemeinde, in der man weiss, dass das Budget sowieso durchkom-

men wird, muss man vielleicht die Bevölkerung auch nicht dem Pande-

mie-Risiko aussetzen. Es gibt keine gute und keine schlechte Lösung, 

keine richtige und keine falsche. Es ist ein Abwägen, ein Abwägen in 

den verschiedenen Gemeinden, die Versammlungsgemeinden sind.  

Wir haben in den verschiedenen Voten auch zu den Anträgen bereits 

Stellungnahmen gehört. Ich kann hier einfach sagen, im Sinne der Re-

gierung halte ich an meinen Positionen, an der regierungsrätlichen Vor-

lage, fest. Einerseits, weil wir der Meinung sind, dass wir es dort richtig 

eingegrenzt haben, weil all die verwendeten Begriffe rechtlich fundierte 

Begriffe sind, da eine Klärung dahinter verstanden wird. Und anderer-

seits, weil wir der Meinung sind, dass eben sowohl Budget, Jahresrech-

nung und Steuerfuss wie auch gewisse planungsrechtliche Geschäfte 

wichtig sein können. Aber natürlich, es ist Ihr Entscheid, Ihr Entscheid 

als Legislative, in welcher Form Sie dieses Gesetz verabschieden wer-

den. 

Ich danke Ihnen abschliessend − vielleicht noch nicht abschliessend − 

noch einmal ganz herzlich für die Bereitschaft, dazu beizutragen, dass 

ein solcher Entscheid rasch gefällt werden kann. Ich kann Ihnen versi-

chern, dass sehr viele Gemeindebehörden Ihnen sehr aufmerksam zu-

hören und mit grossem Interesse zur Kenntnis nehmen werden, wie Sie 

heute darüber entscheiden. 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Es wurde kein Antrag auf Nichteintreten 

gestellt. Sie haben somit Eintreten beschlossen.  

 

Antrag auf Rückweisung von Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; 

fraktionslos): 

Die Vorlage 5662a, Gesetz über Urnenabstimmungen in Versamm-

lungsgemeinden während der Corona-Pandemie, wird an den Regie-

rungsrat zurückgewiesen. 
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Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos): Frau Regierungsrä-

tin Fehr, ich denke, man kann es allen recht machen. Sie haben vorhin 

gesagt, Sie hielten am Regierungsratsentscheid fest. Nein, ich glaube 

nicht, dass das die Aufgabe der Regierung ist, wenn es einen Ausweg 

gibt, der die Demokratie in unserem Kanton hochhält und nicht schä-

digt, was diese Vorlage, über die wir jetzt legefieren, tut. 

Ich bin der Meinung, dass es problemlos machbar ist, ein Gesetz aus-

zuarbeiten, welches erlaubt, in dieser speziellen Situation – wir sind in 

einer speziellen Situation, aber nicht in einer Not-Situation – aktuelle 

Geschäfte nach der Beschlussfassung an der Gemeindeversammlung 

zusätzlich allen Stimmberechtigten an der Urne zur Abstimmung zu un-

terbreiten. Dazu braucht es einen Paragrafen, einen. So einfach ist das. 

Und damit würde auch die Argumentation wegfallen, welche sich da-

rauf beruft, Stimmbürgerinnen und Stimmbürger könnten, weil ihnen 

wegen der Corona-Pandemie die Teilnahme an der Präsenzversamm-

lung nicht möglich ist, von der Entscheidungsfindung und in der Wahr-

nehmung ihrer bürgerlichen Rechte ausgeschlossen werden. Also, ich 

appelliere auch an die beiden Gemeinden, welche jetzt schon voreilig 

angekündigt haben, sie würden die Gemeindeversammlungen ausfallen 

lassen: Führen sie diese durch. Es ist möglich, Frau Fehr, es ist möglich. 

Und das haben verschiedene Gemeinden gezeigt mit mehreren Hundert 

Teilnehmern. Meine Gemeinde Küsnacht hatte letztes Mal, glaube ich, 

80 oder 90 Personen, trotz Corona. Es ist möglich. Kommen Sie nach 

Küsnacht und schauen Sie, wie so ein Konzept gemacht wird. Wenn die 

Hallen in einer Gemeinde zu klein sind, dann kann man auch in die 

Nachbargemeinde gehen. Das ist möglich. Dann können im Namen die-

ser Leute, die nicht da sind, wenn es dann wirklich ein umstrittenes Ge-

schäft ist, der Antrag gestellt werden auf Urnenabstimmung. So sind 

die Volksrechte gewährt, die Bürger können debattieren, und es gibt 

nicht Situationen, die den Eindruck erwecken, dass Gemeindevorstände 

Vorlagen gar nicht debattiert haben wollen und deshalb sehr glücklich 

sind, wenn sie ohne Wenn und Aber einfach einer Urnenabstimmung 

unterbreitet werden können.  

Also, ich bitte Sie, das Gesetz an die Regierung zurückzuweisen und 

ich bitte Frau Fehr, diesen Paragrafen noch anzuhängen. Dann haben 

wir ein Gesetz, das alle vertreten können, alle vertreten können, das er-

laubt, bei Uneinigkeit den Beschluss einer Gemeindeversammlung an 

die Urne zu bringen, und zwar auch beim Budget. Und über das Budget 

wird debattiert, zumindest in meiner Gemeinde wird debattiert, auch 

über Geschäfte, die unter den ominösen Paragrafen 2 fallen, sofern sie 

wirklich dringlich wären, was ich bezweifle, wird debattiert. Aber da 
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hat der STGK-Präsident schon etwas dazu gesagt. Ich danke Ihnen und 

ich bitte Sie, dieses Gesetz zurückzuweisen. Falls dies nicht geschieht, 

hoffe ich, dass die grossen Parteien dann trotzdem vielleicht nochmals 

reflektieren und anlässlich der zweiten Lesung einen solchen Paragra-

fen einbauen, welcher erlaubt, an der Gemeindeversammlung, Urnen-

abstimmungen für das Beschlossene zu verlangen. Ich danke Ihnen.  

 

Lorenz Habicher (SVP, Zürich): Demokratie muss möglich sein. Aus-

nahmegesetzgebung, Spezialitätengesetzgebung wird hier drinnen zur 

Normalität. Wir beschliessen ja Dringlichkeiten am Laufmeter und wir 

gewöhnen uns daran, selbstherrlich zu entscheiden und das Risiko rich-

tig einzuschätzen, damit keine Fehler irgendwo anders passieren. Und 

genau diesen Fehler machen wir jetzt, indem wir überhastet, übereilt 

etwas beschliessen wollen, ohne dass es wirklich geprüft wurde. Wir 

hatten über Mittag mehrere Anträge, korrigierte Versionen, auf dem 

Pult. Und all das war nicht in der STGK. Wenn Sie den Rückweisungs-

antrag von Hans-Peter Amrein unterstützen, dann hat die Kommission 

die Möglichkeit zusammen mit der Regierung diese Anträge, auch den 

Antrag von Hans-Peter Amrein, zu diskutieren und Beschluss zu fassen. 

Das ist seriöse Legiferierung. Wenn Sie also nicht immer auf einen 

Ausnahmezustand, auf eine Spezialitätengesetzgebung zurückgreifen 

wollen, dann unterstützen Sie jetzt den Rückweisungsantrag, und die 

STGK kann ihre Arbeit machen.  

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der STGK: Ich habe ein 

gewisses Verständnis für Ihren Antrag, Herr Kollege Amrein, wobei ich 

hier auch ganz klar darlegen muss, dass eine Rückweisung dazu führen 

würde, dass Urnenabstimmungen Ende Januar nicht mehr möglich wä-

ren. Die Rückweisung würde das Ganze dermassen verzögern, dass 

dann unter Einhaltung aller Fristen, solche Urnenabstimmungen erst im 

Februar oder März erfolgen könnten. Und ob dann Sinn und Zweck die-

ses Not-Gesetzes erfüllt wird, ist doch stark fraglich. Ich gehe davon 

aus, dass die Gemeinden dann möglicherweise einen undemokratischen 

Weg wählen könnten, nämlich Budgets und Steuerfuss nicht durch die 

Legislative beschliessen zu lassen, sondern dann sogleich Ende März 

abwarten, bis das dann die Regierung das Budget festsetzt. Und das 

kann definitiv nicht die Lösung sein, welche dieser Rat anstreben sollte. 

Ich appelliere auch daran, dass wir heute zu einem Kompromiss kom-

men, denn wenn zwischen erster und zweiter Lesung nochmals ein 

neuer Antrag eingehen sollte, ist dieser 31. Januar definitiv nicht mehr 

möglich.  
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Ich möchte auch an dieser Stelle noch ganz kurz erwähnen, dass die 

STGK sich der Tragweite dieses Gesetzes sehr wohl bewusst ist; wir 

haben sehr lange darüber beraten. Ich darf Ihnen aber auch darlegen, 

dass die allermeisten Kantone, welche ich recherchiert habe, eine sol-

che Not-Lösung seit Frühjahr in Kraft haben. In einem Kanton wurde 

das mehr genutzt, in anderen weniger. Ich habe nirgends in den Medien, 

im Internet, ein solches Misstrauen, solch starke Vorbehalte verspürt, 

wie sie hier jetzt im Rat geäussert werden. 

Zum Antrag Hans-Peter Amrein: Lass uns, wenn eine nachhaltige, eine 

mittel- bis langfristige Not-Lösung oder Notfall-Szenarien wichtig sind, 

lass uns zusammen sprechen und lass uns im Gemeindegesetz etwas 

Entsprechendes postulieren. Aber jetzt ist wirklich keine Zeit für langes 

Hin und Her. Ich hoffe, dass wir heute im Sinne der Gemeinden und im 

Sinne auch der Bevölkerung zu einem Kompromiss finden. Besten 

Dank. 

 

Martin Hübscher (SVP, Wiesendangen): Ich möchte nur noch die Hal-

tung der SVP-Fraktion bekannt geben. Es kann vielleicht Unsicherheit 

aufkommen, was tatsächlich die Haltung der SVP ist. Zu unserer Hal-

tung möchte ich klar sagen: Es wurde jetzt auch vom STGK-

Präsidenten gesagt, dass der Terminplan sehr eng ist, und wir wollen 

diese Ausnahmesituation so lösen. Und wir nehmen unseren Auftrag 

wahr, dass wir entsprechend legiferieren. Wir haben im Frühling hier 

im Rat klar gemacht, auch unterstützt von der SVP, dass wir nicht mit 

Notrecht operieren wollen und nur noch im Nachhinein absegnen kön-

nen. Deshalb begrüssen wir grundsätzlich, dass wir das jetzt über ein 

Gesetz machen. Das möchte ich jetzt nochmals ausdrücklich betonen. 

Ich bringe aber auch Kritik seitens der SVP vor: Man hätte seitens der 

Justizdirektion proaktiver sein und früher damit kommen können. Diese 

Kritik ist berechtigt. Das trifft jetzt aber die Unschuldigen, wenn wir 

jetzt da Verzögerung reinbringen und eine Rückweisung machen wür-

den, dann trifft das nicht die Richtigen. Deshalb ist die SVP-Fraktion 

klar der Meinung, nochmals, in dieser Ausnahmesituation wollen wir, 

falls die Pandemie einen anderen Verlauf nehmen sollte, als wir uns das 

wünschen, diese Möglichkeit schaffen. Deshalb werden wir diesen 

Rückweisungsantrag so nicht unterstützen.  

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Als ich ein Junge war, hatte ich 

den Eindruck, die SVP sei die Schweizerische Volkspartei, das Volk sei 

eine homogene Masse. Als ich dann älter geworden bin, habe ich ge-

lernt, nein, das Volk ist etwas Heterogenes; es gibt viel verschiedene 
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Menschen innerhalb eines Volkes. So ist es jetzt auch mit der SVP; sie 

erfüllt jetzt meinen Begriff des Volkes. Es sind sehr viele Meinungen 

in dieser Fraktion vorhanden. Ich möchte Sie doch bitten, Ihre Frakti-

onssitzungen vor dem Rat abzuhalten, und nicht im Rat drin. Ich bin 

zwar froh, dass Martin Hübscher hier jetzt noch etwas Klarheit geschaf-

fen hat. Aber im Grunde genommen nehmen wir unsere Aufgabe ernst, 

kommen vorbereitet in diesen Rat und vertreten eine Meinung und müs-

sen uns nicht vier verschiedene Sprecher der SVP mit vier verschiede-

nen, leicht unterschiedlichen und grossunterschiedlichen Meinungen 

nochmals anhören. Ich glaube, die Meinungen sind grosso modo ge-

macht.  

Also, geschätzte Kollegen und Kolleginnen von der SVP, auch wenn an 

jedem einzelnen Votum etwas dran war, sprechen wir im Rat doch ein-

mal pro Fraktion und tragen wir die internen Auseinandersetzungen 

nicht in aller Öffentlichkeit im Rat ein zweites Mal aus. So kommen 

wir ein bisschen besser voran. Ich danke Ihnen.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos) spricht zum zweiten 

Mal: Herr STGK-Präsident, bei der Demokratie gibt es keinen Kom-

promiss. Und ich muss schon sagen, das Argument vorher mit dem 

Kompromiss, das zieht nicht, und vor allem nicht seitens des Präsiden-

ten der Kommission für Staat und Gemeinden. Die Demokratie in un-

serem Land ist heilig. Und die Demokratie in unserem Land darf nicht, 

wie in dieser Vorlage, geritzt werden. Und das Argument, Martin Hüb-

scher, keine Zeit: Das zieht noch viel weniger. Keine Zeit – es geht um 

die Volksrechte, und wir haben keine Zeit. Das kann es und darf es nicht 

sein.  

Was das Referendum betrifft, ich glaube nicht, dass das Referendum 

ergriffen wird, weil da die Fristen nicht mehr klappen, und darum wol-

len Sie das Ganze dringlich machen, um dem Volk das Referendum zu 

entziehen, das fakultative Referendum zu entziehen. Es ist nicht das 

erste Mal, das war bei der Entschädigungsverordnung genau gleich ge-

wesen. Aber die gerichtliche Beurteilung – ich kann Ihnen sagen, ich 

werde sie nicht verlangen –, aber sie wird kommen, und dann ist das 

Gesetz sowieso tot. Und das wollen Sie nicht. Und das will ich auch 

nicht. Und deshalb habe ich diesen Rückweisungsantrag gestellt und 

ich habe gebeten, dass man diesen Paragrafen, den man, so denke ich, 

wirklich vertretbar einbauen kann, noch einfügt, dass nämlich alle Ge-

meindeversammlungen, wie vom Gesetz jetzt vorgeschrieben, stattfin-

den müssen für Budget, für Steuerfuss und dass diese da disputiert wer-
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den können, und auch die Spezialgeschäfte in den Gemeindeversamm-

lungen beschlossen werden müssen und debattiert werden können. 

Aber, dass dann im Namen derjenigen, die aus irgendeinem Grund nicht 

an der Gemeindeversammlung teilnehmen konnten – und ich habe Res-

pekt vor den Menschen in unserem Kanton, welche Angst vor Corona 

haben, von den älteren Menschen, von den Menschen, die gesundheit-

lich vorbelastet sind – , dass diese dann an einer Urnenabstimmung über 

das, was an der Gemeindeversammlung beschlossen wurde, abstimmen 

können. Aber hier zu sagen, bei der Demokratie gibt es einen Kompro-

miss oder es sei keine Zeit, das ist ganz sicher das falsche Argument 

und das sind nicht die Argumente, die das Volk vertreten, sondern das 

sind Argumente von Politikern, und Politiker-Argumente, das muss ich 

Ihnen sagen nach ein paar Jahren in diesem Rat, die habe ich langsam 

auch irgendwie verstanden.  

 

Ordnungsantrag 

 

Markus Späth (SP, Feuerthalen) beantragt  

 

die Schliessung der Rednerliste.  

 

Abstimmung über den Ordnungsantrag 

Für den Ordnungsantrag ist ein einfaches Mehr erforderlich. Das 

einfache Mehr ist mit 132 : 22 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zu-

stande gekommen. Die Schliessung der Rednerliste ist beschlossen.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Personen, welche noch auf der Redner-

liste sind, dürfen sprechen.  

 

Lorenz Habicher (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Wir sind eine 

grosse Fraktion und wir halten die Fraktionssitzungen nicht hier im Rat 

ab, Thomas Forrer. Du hast (an einer früheren Sitzung) selbst Rück-

kommen auf einen Ordnungsantrag gestellt, weil deine grüne Fraktion 

nicht wusste, was sie abstimmt beim Antrag von Valentin Landmann, 

als es um die Masken ging. Es ist nicht lange her, und Herr Forrer 

konnte da nach vorne kommen, ganz enerviert und kundtun, Ordnungs-

antrag, das geht gar nicht, die grüne Fraktion war nicht bereit. Wir sind 

bereit. Die SVP-Fraktion hat hier und heute zu entscheiden. Und wir 

haben diskutiert, und wir diskutieren das hier drin, weil es wichtig ist. 

Eine gute Gesetzgebung braucht Zeit. Und wir sind ja verpflichtet, auch 

ohne Weisung abzustimmen. Die Kantonsverfassung verpflichtet uns, 
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ohne Weisung abzustimmen. Also, jeder hier drin, der abstimmt, muss 

sich seine eigene Meinung bilden und sich dann seinen Stimmbürgern 

gegenüber verantworten, wieso er irgendetwas abklemmen wollte. Und 

die Rednerliste schliessen, obwohl nur noch ein Redner auf der Liste ist 

– so viel zur Effizienz, Herr Späth. 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Es ist wirklich eine sehr hitzige Dis-

kussion. Man fragt sich schon, warum sie so hitzig ist. Es geht um ein 

Gesetz, das es in einer speziellen Situation den Gemeinden für eine 

Budget-Periode möglich macht – und ich sage es jetzt vor allem bei 

unumstrittenen Budgets – eine Urnenabstimmung ansagen zu können. 

Das Gesetz ist befristet auf nächsten Frühling. Übrigens nicht, weil 

dann wir schon wissen wie die Welt dann aussieht, aber weil wir hoffen, 

dass dann mit etwas weniger Angst Gemeindeversammlungen wieder 

besucht werden können, und deshalb dieses Argument wegfällt, Ver-

sammlungen nicht durchzuführen. 

Vielleicht noch ein Wort zum Vorwurf, warum die Regierung diesen 

Antrag so spät stellt. Ich glaube, die Antwort haben Sie in dieser De-

batte selber gegeben. Hand aufs Herz, hätte die Regierung dieses Gesetz 

im Sommer gebracht mit tiefen Infektionszahlen oder im Frühling mit 

dem Ausblick auf tiefe Infektionszahlen, wie hätte dann wohl die De-

batte ausgesehen, wenn Sie schon jetzt unter dieser Dringlichkeit, in 

dieser wirklich realen Situation einer ausserordentlichen Lage wie jetzt, 

schon so heftig diskutieren. Es gibt einfach Momente, in denen man 

darüber diskutieren kann und muss, und es gibt Momente, in denen man 

nicht darüber diskutieren kann, auch wenn wir es immer gemonitort ha-

ben, auch wenn wir immer in Gesprächen mit den Gemeinden waren. 

Ich glaube, diese Debatte hat gezeigt, dass in diesem Kanton diese Si-

tuation oder diese Debatte nicht früher hätte geführt werden können. 

Deshalb werden Sie jetzt im richtigen Moment entscheiden, jetzt, da es 

etwas zu entscheiden gibt.  

 

Abstimmung über den Rückweisungsantrag 

Der Kantonsrat beschliesst mit 161 : 3 Stimmen (bei 5 Enthaltun-

gen), den Rückweisungsantrag abzulehnen.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 
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I. Es wird folgendes Gesetz erlassen: 

 

§ 1 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 2 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Es liegt ein Antrag der GLP-Fraktion 

und einer der Grünen vor. Denjenigen auf Streichung des Paragrafen 2 

behandeln wir nach der Abstimmung über den Antrag der GLP.  

 

Änderungsantrag der GLP zu 5662 Gesetz über Urnenabstimmungen 

in Versammlungsgemeinden während der Coronapandemie: 

§ 2 Sofern es erhebliche öffentliche Interessen rechtfertigen und zeitli-

che Dinglichkeit besteht, können die Gemeindevorstände zudem eine 

Urnenabstimmung anordnen. 

 

Änderungsantrag der Grünen zu 5662 Gesetz über Urnenabstimmun-

gen in Versammlungsgemeinden während der Coronapandemie: 

§ 2 wird gestrichen. 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der STGK: Ich spreche zu 

beiden Anträgen, wohl bemerkt, ohne Rücksprache mit der Kommis-

sion.  

Wie ich in meinem ersten Votum erklärt habe, sollten Geschäfte, wel-

che gemäss Paragraf 2 an die Urne kommen sollen, von erheblichem 

öffentlichem Interesse sein. Die Exekutive muss nicht nur materiell be-

gründen, weshalb das Geschäft an die Urne gelangen soll, sie muss auch 

begründen und darlegen, weshalb es im öffentlichen Interesse ist, wes-

halb das Geschäft nicht zeitlich aufzuschieben. Insofern ist im GLP-

Antrag mit dem Hinweis auf die Dringlichkeit nicht zwingend notwen-

dig, aber er scheint – soweit ich das aus verschiedenen Gesprächen her-

ausgespürt haben −, der einen oder anderen Fraktion zu helfen, sich auf 

diesen Kompromiss zu einigen. Der GLP-Antrag schafft insbesondere 

bezüglich der Dringlichkeit explizite Klarheit und vermeidet dadurch 

allenfalls auch den einen oder anderen möglichen Fehlentscheid einer 

Exekutive und das Ergreifen von Rechtsmitteln durch die Stimmbe-

rechtigten.  
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Die Ausklammerung von Planungsgeschäften stimmt, soweit ich die 

Debatte in der STGK in Erinnerung habe, mit dem Sinn und Geist und 

dem grossmehrheitlichen Willen der STGK-Mitglieder überein. Sie hat 

sich dahingehend beraten und will, dass ausschliesslich dringliche und 

unstrittige Geschäfte an die Urne gelangen können, welche wenig Ge-

staltungsraum beinhalten und insofern entsprechen Planungsgeschäfte 

nicht typischerweise dieser Charakteristik. Insofern werde ich dieser 

Präzisierung im Sinne des Kompromisses zustimmen und kann bestä-

tigten, dass dieser dem Sinn und Geist der Diskussionen der STGK ent-

spricht wird.  

Zum Antrag der Grünen: Hier empfehle ich – ebenfalls ohne Rückspra-

che mit der Kommission −, Paragraf 2 stehen zu lassen. Wie erwähnt, 

ist Paragraf 2 an verschiedene Auflagen geknüpft. Paragraf 2 hilft, dass 

dringliche Geschäfte, beispielsweise Kreditgeschäfte, genehmigt und 

die budgetierten Projekte auch ausgelöst werden können. Es kann di-

verse Projekte im Bereich der Infrastruktur geben, im Bereich von 

Strassen, von Infrastruktur-Werken, aber auch bezüglich Schulraumer-

weiterungen oder ökologischen Sanierungen, welche zeitlich dringlich 

sein können, weil diese Vorhaben ein Teil von übergeordneten, grösse-

ren Bauvorhaben sind. Eine Streichung von Paragraf 2 kann bei ent-

sprechenden Vorhaben damit zu unnötigen hohen Folgekosten oder 

Doppelspurigkeiten führen und führt schlussendlich auch zu einem ge-

wissen Investitionsstau, was sicherlich in den wirtschaftlich schwieri-

gen Zeiten nicht im Sinne der Arbeitnehmer ist, nicht im Sinne des Ge-

werbes. Insofern empfehle ich Ihnen hier, diesen Antrag der Grünen 

abzulehnen. Besten Dank.  

 

Karin Joss (GLP, Dällikon): Gerne erläutere ich Ihnen den Antrag der 

Grünliberalen. Es wurde schon einiges dazu gesagt, und Sie haben ihn 

bestimmt auch eingehend gelesen und diskutiert in den Fraktionen.  

Erstens die zeitliche Dringlichkeit: Wir sind der Meinung, dass dies ei-

gentlich gewollt ist. Das geht beispielsweise aus den FAQ (Frequently 

Asked Questions), die es zum Gesetz gibt, dass diese zeitliche Dring-

lichkeit deshalb auch explizit so aufgeführt werden soll. Die Formulie-

rung «erhebliches öffentliches Interesse» kann diese Dringlichkeit im-

plizieren, sie führt aber zu einem grösseren Spielraum und damit auch 

zum Risiko von Rekursen.  

Zum zweiten Punkt: Wer schon Diskussionen erlebt hat bezüglich Än-

derungen von Bau- und Zonenordnungen und Gestaltungsplänen, seien 

es private oder öffentliche, und weiss, dass der Entscheidungsprozess 

sehr intensiv sein kann. Wir sind der Meinung, dass es an der Urne nicht 
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möglich ist, diesen in der notwendigen Qualität gewährleisten zu kön-

nen. Deswegen möchten wir diese Geschäfte an der Urne explizit aus-

schliessen.  

Diese beiden Änderungen stellen eine wesentliche Verbesserung des 

Gesetzes dar. Sie geben Gemeindeexekutiven einen glasklaren Geset-

zestext in die Hand und sie wirken vertrauensbildend bei den Stimmbe-

rechtigten. Stefan Schmid hat uns ein typisches Beispiel für ein solches 

dringliches Geschäft erläutert, bei dem eine Verschiebung unter Um-

ständen negative finanzielle Konsequenzen für die Gemeinde haben 

könnte. Deswegen soll über solche Geschäfte abgestimmt werden kön-

nen nach einer Güterabwägung.  

Irgendwo muss die Grenze definiert werden, was an die Urne soll und 

was nicht. Wir sind der Meinung, dass wir mit der vorgeschlagenen Ab-

grenzung dieser Situation bestmöglichst gerecht werden und damit ei-

nen sehr gut umsetzbaren Kompromiss anbieten. Ich bitte Sie in diesem 

Sinne, unserem Änderungsantrag zuzustimmen und danke Ihnen bes-

tens dafür.  

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden): Die SP unterstützt den Antrag 

der GLP im Sinne eines Kompromisses. Wir wollen handlungsfähige 

Gemeinden, die ihre Projekte vorantreiben können. Das heisst nicht, 

dass wir Gestaltungspläne oder Bau- und Zonenverordnungen ohne 

Diskussion verabschieden wollen.  

Ich mache ihnen ein Beispiel: Eine Gemeinde hat ein Grundstück zum 

Verkauf ausgeschrieben. Dessen Wert übersteigt die Finanzkompeten-

zen des Gemeinderats, und er müsste es der Gemeindeversammlung 

vorlegen. Die Angebote sind eingegangen, die Anbietenden warten auf 

den Zuschlag, um Planungssicherheit zu haben und ihre Projekte voran-

zutreiben. Eine solche Vorlage kann und soll der Urnenabstimmung un-

terstellt werden. 

Anders sehen wir das bei Geschäften, für die es eine vorberatende Ge-

meindeversammlung bräuchte, wie zum Beispiel bei einem Gestal-

tungsplan oder der Revision einer Bau- und Zonenverordnung. Aus un-

serer Sicht sind BZO-Revisionen von grossem öffentlichem Interesse, 

aber nicht zeitlich dringlich, weil es sich um lange Geschichten handelt, 

die man nicht von heute auf morgen an die Gemeindeversammlung 

bringt. Wir gehen davon aus, dass den Gemeinderäten der Versamm-

lungsgemeinden die Diskussionskultur in ihrem Dorf wichtig ist. Und 

dass deshalb anerkannt wird, dass grosse, strategische Geschäfte disku-

tiert gehören. Und dass dann als Quintessenz solche Geschäfte nicht der 

Urnenabstimmung unterlegt werden. Da Vorbeugen besser als Heilen 
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ist, stimmen wir aber dem GLP-Antrag zu und wollen es im Gesetz 

festschreiben, dass nur über Geschäfte, die zeitlich dringlich und, sofern 

ein erhebliches öffentliches Interesse besteht, abgestimmt werden kann, 

dass aber eben nicht über Gestaltungspläne und BZO-Revisionen abge-

stimmt werden soll. 

Die SP will handlungsfähige Gemeinden. Deshalb unterstützen wir den 

GLP-Antrag.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos): Die GLP ist ja noch 

eine sehr junge Partei. Deshalb seien ihr Fehler erlaubt. Irgendwelchen 

altetablierten Parteien, welche nachher diesen Antrag der GLP noch un-

terstützen wollen, möchte ich nur zurufen: Erinnert euch daran, was in 

euren Parteiprogrammen und was in eurem liberalen Gedankengut 

steht.  

Wer jemals, und eben da sind die Grünliberalen wahrscheinlich nur 

schon vom Jahrgang her zu jung, wer mehrmals an Budgetversammlun-

gen war, der weiss, dass diese sehr umstritten sein können. Deshalb darf 

man die Budgetentscheide nicht einem solchen Gesetz unterstellen. Tut 

man es doch, dann muss man die Möglichkeit geben, nachher, nach der 

Gemeindeversammlung, welche grundsätzlich nicht aufgehoben wer-

den kann, an die Urne zu gehen.  

Was den Antrag der Grünen betrifft: Der Antrag der Grünen ist klar und 

deutlich. Ich werde diesen unterstützen, Thomas Forrer. Ich sage, das 

Problem dieses demokratieverletzenden Gesetzes ist damit nicht gelöst; 

es wird gelöst werden, das ist sicher, aber wahrscheinlich vor den Ge-

richten. Wobei es dann nicht in Kraft tritt, wenn Sie das so wollen. Es 

ist nicht gelöst, aber es ist zumindest ein grosser Hund, wie wir auf 

Schweizerdeutsch sagen, rausgenommen.  

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Bei der vorliegenden Auswahl 

zwischen der a-Variante und dem GLP-Änderungsantrag wird die AL 

für die a-Variante der Gesetzesvorlage stimmen, weil uns der GLP-

Antrag bei den unterschiedlichen Vorlagen einfach zu willkürlich for-

muliert ist, ob sie von der Urnenabstimmung ausgeschlossen werden 

oder nicht. Nachher werden wir aber selbstverständlich den Antrag der 

Grünen unterstützen. Besten Dank.  

 

Abstimmung über den Antrag der GLP 

Der Kommissionantrag wird dem Antrag der GLP gegenüberge-

stellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 111 : 50 (bei 1 Enthaltung), 

dem Antrag der GLP zuzustimmen.  
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Abstimmung über den Antrag der Grünen 

Der bereinigte Antrag wird dem Antrag der Grünen gegenüberge-

stellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 124 : 36 Stimmen (bei 3 Ent-

haltungen), den Antrag der Grünen abzulehnen. 

 

§ 3 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Damit ist diese Vorlage materiell durch-

beraten. Sie geht an die Redaktionskommission. Die Redaktionslesung 

findet nächste Woche statt. Dann befinden wir auch über römisch II bis 

IV der Vorlage. 

 

Das Geschäft ist für heute erledigt.  

 

 

5. Erhalt und der Förderung von einzigartigen Kulturgütern 

Einzelinitiative Adolf Flüeli, Winterthur, vom 28. Juni 2020 

KR-Nr. 260/2020 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Eintreten auf Einzelinitiativen ist obli-

gatorisch. Gemäss Paragraf 139 des Gesetzes über die politischen 

Rechte ist festzustellen, ob die vorliegende Einzelinitiative von wenigs-

tens 60 Ratsmitgliedern unterstützt wird. Zudem haben Sie am 9. No-

vember dieses Jahres beschlossen, dass der Einreicher an der Verhand-

lung teilnehmen und die Einzelinitiative begründen kann.  

 

Adolf Flüeli, Einreicher der Einzelinitiative: Gerne informiere ich Sie 

über die Absicht und Zielsetzung meiner Einzelinitiative und entschul-

dige mich einleitend höflich für die leider nicht sehr lesefreundliche 

Formulierung. 

Die umfangreiche Ausformulierung dient dem Ziel, mit einer vorläufi-

gen Überweisung eine umfassende wissenschaftliche Abklärung sowie 

einen Bericht des Regierungsrates betreffend der Schutzwürdigkeit des 

historisch einzigartigen Flugplatzes Dübendorf auszulösen. Dieser ist 

als Bauwerk und Verkehrsanlage in seiner über 110-jährigen Substanz 

nahezu vollständig erhalten, und dieser Flugplatz wurde − im Gegen-

satz zu vielen anderen europäischen Flugplätzen − im 2. Weltkrieg auch 
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nicht zerbombt. Der Flugplatz Dübendorf ist einer der weltweit ältesten 

in seiner Substanz erhaltene ehemalige internationale Verkehrsflug-

platz und wurde bereits 1920 zum Zollflugplatz erster Klasse ernannt. 

Somit ist der Flugplatz Dübendorf auch ein potenter potenzieller Kan-

didat zur Evaluation und Nomination für ein UNESCO-Weltkulturerbe, 

eine ideale Ergänzung zum bisher einzigen Verkehrsbauwerk der 

Schweiz: das UNESCO-Weltkulturerbe der Eisenbahnlinie Thusis-Ti-

rano. 

Der Flugplatz Dübendorf war der Gründungsort der Ad Astra und deren 

Nachfolgeorganisation der Swissair (ehemalige Schweizer Fluggesell-

schaft). Er wurde 1932 als Zivilflugplatz mit einem architektonisch aus-

gezeichneten Empfangsgebäude sowie mit Hallen für die damaligen 

neuen Grossflugzeuge DC-2 und DC-3 markant ausgebaut. Auch die 

Eröffnung des Interkontinental-Verkehrs nach New York mit der DC-4 

erfolgte ab Dübendorf, welcher bis zur Verlegung nach Kloten 1948 

unser internationaler Schweizer Landesflughafen war.  

Mein zentrales Anliegen: Der im Gutachten der EKD, der eidgenössi-

schen Kommission für Denkmalpflege vom 3. März 2015 deklarierte 

Schutzbedarf ist in den Inventaren nur sehr unvollkommen enthalten. 

Und es wurden offenbar seit März 2015 auch keine Anstrengungen un-

ternommen, dieses Manko zu korrigieren, obschon zu jener Zeit eine 

Überprüfung der kantonalen Inventare durchgeführt wurde. 

Zur volkswirtschaftlichen Bedeutung der Luftfahrt: Was unterscheidet 

die Schweiz von England, Frankreich, Holland, Deutschland Spanien, 

Portugal und Italien? Wir sind keine Seefahrernation mit entsprechen-

den über Jahrhunderte etablierten Handelsketten. Wir sind keine ehe-

malige Kolonialmacht mit Ländereien und Bodenschätzen in Übersee. 

Unsere Vorfahren haben schon frühzeitig die Chancen der Luftfahrt er-

kannt und sehr intelligent genutzt. Obschon wir ein flächenmässig klei-

nes Land sind, wurde die zentrale Lage in Europa als Erfolgsfaktor er-

kannt. Im Vergleich zu den grossen Seefahrtnationen verfügten wir be-

reits früh über ein überproportional grosses Streckennetz. Die spezifi-

sche Verkehrsleistung im Vergleich zur Landesfläche war ein Mehrfa-

ches gegenüber den anderen europäischen Ländern.  

Der Ausbau des Flugplatzes Dübendorf war schon 1930 umstritten, 

wurde jedoch zum durchschlagenden Erfolg. Mehrere grosse internati-

onale Flugmeetings zogen riesige begeisterte Zuschauermengen an. Die 

Entwicklung der Luftfahrt und die Luftfahrtpolitik waren auch früher 

vielfach sehr umstritten. Ende des 2. Weltkrieges behauptete ein rang-

hoher Zürcher Beamter offiziell, dass die Einführung von Interkonti-
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nentalflügen ab der Schweiz eine Utopie sei und wir uns auf den Zulie-

ferdienst zu den grossen europäischen Hauptstädten zu konzentrieren 

hätten. Nach dem 2. Weltkrieg stand angesichts der absehbaren Ent-

wicklung der Bau eines neuen Schweizer Landesflughafens als Gross-

flughafen mit langen Pisten zur Diskussion. Als geeignete Gelände wa-

ren Kloten und Utzensdorf in Konkurrenz. Was wäre heute, wenn Ut-

zensdorf im Berner Seeland als Landesflughafen ausgewählt und ge-

baut worden wäre? Meine These lautet: Die Schweiz sähe völlig anders 

aus. Der Kanton Zürich wäre heute ein armer Landwirtschaftskanton, 

welcher vom blühenden Wirtschaftskanton Bern Finanzausgleich be-

ziehen würde. 

Zum Thema Kulturgüter und Schutzobjekte: Der Flughafen Dübendorf 

ist ein historisch bedeutendes Verkehrsbauwerk, hervorragend in die 

Landschaft integriert und weist eine wertvolle Flora und Fauna auf, de-

ren Erhalt für zukünftige Generationen prüfenswert sein könnte. Kul-

turgüter sind mehrdimensional, deren Kombination von immateriellen 

und materiellen Gütern eine Einzigartigkeit ergeben. Kulturgüter sind 

vielfältig wie ein Mosaik; ein Herausbrechen von Komponenten zer-

stört deren Wirkung im Raum. Sie kennen im Kanton Zürich die 

Kyburg und die «eiserne Jungfrau», dargestellt im Kontext der Ge-

mäuer der Ritterrüstungen und Hellebarden. Was geschieht, wenn die 

«eiserne Jungfrau» ins Verkehrshaus Luzern oder ins Technorama Win-

terthur verlegt wird? Die Wirkung des Ensembles wird zerstört. Das 

1942 von General Guisan (Henri Guisan) eingeweihte Mittelholzer-

Denkmal (Walter Mittelholzer, Schweizer Flugpionier), welches pro-

minent beim Eingang zum Empfangsgebäude des Flugplatzes Düben-

dorf stand, steht heute – auch zum Leidwesen der Nachkommen in 

Wangen − im Verkehrshaus in Luzern. Frage: Stellt dies allenfalls gar 

ein Fanal betreffend systematische Auslöschung von Symbolen dar? 

Ich habe Ihnen die Kulturgüter des Flugplatzes Dübendorf in den ver-

sandten Unterlagen und in der Einzelinitiative umfangreich beschrieben 

und fasse mich kurz: Die immateriellen Werte der Pionierleistungen – 

bekannt sind unter anderem Walter Mittelholzer, Alfred Comte et 

cetera, aber wir haben auch Pionierinnen wie Nelly Diener –, diese 

Leistungen sollen im Kontext zu den historischen Anlagen dargestellt 

und gewürdigt werden. In einem Swissair-Museum können die Objekte 

mit der historischen Architektur zusammengeführt werden.  

Feststellungen und Fragestellungen: Bereits im September 2015 habe 

ich anlässlich Sachplan Militär und SIL (Sachplan Infrastruktur der 

Luftfahrt) erste Eingaben betreffend Erhalt des Flugplatzes Dübendorf 
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als UNESCO-Weltkulturerbe eingereicht. Im Februar 2016 habe ich an-

lässlich der neu zu evaluierenden Liste Indicative für die UNESCO ein 

entsprechendes Gesuch beim BAK (Bundesamt für Kultur) eingereicht. 

Dieses wurde im Dezember 2016 vom damaligen Bundesrat leider ab-

gelehnt. Am 15. März 2019 habe ich im Rahmen der Vernehmlassung 

ISOS (Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz) ei-

nen Antrag zur Unterschutzstellung der historischen Anlage des Flug-

platzes Dübendorf beim BAK eingereicht. Am 20. September 2019 

habe ich beim BAK anlässlich der Vernehmlassung «Kulturförderung 

2021 bis 2024» ein umfassendes Gesuch mit verschiedenen Anträgen 

zur Erhaltung des historischen Flugplatzes Dübendorf eingereicht. Die 

Ihnen heute vorliegende Einzelinitiative habe ich am 28.6.2020 einge-

reicht, drei Wochen vor dem Urteil des Verwaltungsgerichtes (zum kan-

tonalen Gestaltungsplan für den Innovationspark). Dass ein Gutachten 

der EDK, der eidgenössischen Kommission für Denkmalpflege, vom 3. 

März 2015 betreffend übernationale Bedeutung der Schutzwürdigkeit 

des Ensembles des Flugplatzes Dübendorf in dessen Gesamtheit sowie 

der Nicht-Bewilligbarkeit des Bauvorhabens vorliegt, habe ich leider 

erst in diesem Jahr, 2020, erfahren. Aus der umfangreichen Korrespon-

denz mit dem BAK ein Satz vom August 2020: «Die Bundesratsent-

scheide von 2014 und 2016 zur Errichtung eines Innovationsparks auf 

dem Flugplatz Dübendorf sind weiterhin gültig.» Somit stellt sich die 

Frage, ob der Bundesratsentscheid 2014 auf einem Grundlagenirrtum 

beruht, da das Gutachten der EKD ja erst am 3. März 2015 vorgelegen 

hat. Dies könnte einen Revisionsbedarf dieser Entscheidung hervorru-

fen.  

Bereits im August 2016 wurde im Kantonsrat eine Anfrage KR-Nr. 

268/2016 betreffend «Inventar der Denkmalschutzobjekte im Kanton 

Zürich» mit umfassenden Fragestellungen betreffend der damals lau-

fenden Überprüfung der Denkmalinventare sowie einer Kandidatur als 

UNESCO-Weltkulturerbe eingereicht. In der Beantwortung vom 2. No-

vember 2016 steht unter anderem: «Das Ensemble wurde bereits 2003 

mit einem Grossteil der sich im Flugplatzareal befindenden Einzelge-

bäude zur Aufnahme in das Inventar der kunst- und kulturhistorischen 

Schutzobjekte von überkommunaler Bedeutung vorgesehen und des-

halb auf die Objektliste gesetzt. Der heutige Stand kann im kantonalen 

GIS-Browser abgerufen werden.» (Die Redezeit ist abgelaufen.) 
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Matthias Hauser (SVP, Hüntwangen): Die SVP unterstützt die Einzel-

initiative von Adolf Flüeli. Ich hoffe, Sie tun es auch nach diesem Nach-

mittag mit uns (Anspielung auf die hitzige Debatte beim vorangegan-

genen Traktandum). 

Schon oft habe ich den Kopf geschüttelt, wie der private Heimatschutz, 

aber auch die kantonale Denkmalpflege Bauprojekte erschwert oder im 

folgenden Beispiel sogar verhinderte: Erdöl sparen bei einem geheizten 

alten Fabrikgebäude ist nicht möglich, weil neue Fenster nicht einge-

setzt werden können; der kantonale Beamte der Denkmalpflege, der auf 

den Rundgang ging, war mit Sprossen und Griffen an den bereits be-

schafften Fenstern nicht einverstanden, die Fenster stehen jetzt im Kel-

ler. Zweites Beispiel: Ein ehemaliger Landwirt konnte in seinem El-

ternhaus den Dachstock nicht ausbauen, weil im Innern der Dachstock 

in der Mitte mit Riegeln getrennt war, Riegeln zwischen dem ehemali-

gen Ökonomie-Teil und der Wohnschütti, wo einst Wäsche getrocknet 

und Würste geräuchert wurden. Es hätte eine super Maisonnette-Woh-

nung gegeben, aber der Riegel verunmöglichte die Raumaufteilung. 

Beide Beispiele kenne ich vom Hörensagen. Den Frust bei den Liegen-

schaftsbesitzern habe ich aber beide Male live gespürt. Dem Mann mit 

dem Elternhaus und seiner Tochter wurde damit ein Traum zerstört.  

Sprossen, Fenstergriffe und unsichtbare Riegel, von beidem gibt es 

hunderte Beispiele im Kanton Zürich, wo man diese Architekturge-

schichte besser betrachten könnte als in diesen Häusern, die ich Ihnen 

geschildert habe. In solchen Fällen entspricht es der liberalen Politik 

der SVP, die Eigentümer zu stützen. Wir sind der Denkmalpflege und 

dem Heimatschutz gegenüber sehr kritisch eingestellt. Die Linken und 

Grünen, obwohl nun mangels Fenster Tonnen an Erdöl verheizt werden, 

unterstützen die Denkmalpflege in der Regel.  

Nun aber haben wir hier nicht Fenstersprossen und Griffe, kein ver-

steckter Riegel, nein, wir haben vor uns die Wiege der schweizerischen, 

ja, der europäischen Luftfahrt. Untersucht man Argumente von Herrn 

Flüeli, auch wenn diese etwas umständlich sind, so muss man sagen: 

Der Mann hat recht. Wenn wir hier keine Schutzzone definieren, ja 

dann müssen wir nie wieder kommen mit Fenstersprossen, Knäufen und 

versteckten Riegeln. Wenn wir dagegen stimmen, dass der Regierungs-

rat sich hier um die historische Bedeutung seriös kümmern muss, dass 

auch beim Militärflugplatz Dübendorf die Denkmalpflege ernst genom-

men werden muss, dann verliert der Denkmalschutz im Kanton Zürich 

fundamental seine Berechtigung. Er wird dann zum Willkürinstrument, 

zum Mittel, um Bauten zu verhindern, wenn einem die Bauerei und die 
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Eigentümer nicht passen, andere Male, wenn Bauerei und Eigentümer-

schaft einer Mehrheit passen, ignoriert man Geschichte und kulturelle 

Bedeutung. Und sagen Sie nun nicht, die Fliegerei hätte keine kulturelle 

Bedeutung. Über die Fliegerei können wir in der Politik stundenlang 

streiten. Wir schützen Türgriffe an baufälligen Flarzhäusern, aber das 

Tor zum globalisierten Kanton Zürich reissen wir ein; die Geschichte 

dieses Tors reissen wir ein.  

Die einzelnen Punkte, welche die Initiative verlangt: die wissenschaft-

lich abgestützte Bestimmung der schützenswerten Elemente und die 

Schutzzone, das Museumskonzept, der Einbezug von Projekt und Fi-

nanzierungspartnern, die Kandidatur als UNESCO-Weltkulturerbe, die 

Beibehaltung einer aviatischen Nutzung. Im Detail wird sich die Kom-

mission darum kümmern, wir präzisieren, wie nach der Überweisung 

dieser EI eine konkrete Stellungnahme des Kantonsrates lauten wird. 

Die Kommission wird uns diese vorschlagen. Damit dies möglich ist, 

müssen wir aber in einem ersten Schritt diese Einzelinitiative heute 

überweisen. Ich bitte Sie, dies zu tun.  

 

Felix Hoesch (SP, Zürich): Vielen Dank für ihre vielfältigen Ausfüh-

rungen, Herr Flüeli. Wir von der SP wollen aber nicht unter einer Kä-

seglocke leben und den Stillstand manifestieren, weder im Gebiet des 

Flugplatzes Dübendorf noch sonst wo im Kanton Zürich. Die Käseglo-

cke überlassen wir gerne den Gebäuden im Ballenberg (Schweizeri-

sches Freilichtmuseum). 

Das Gebiet des Flugplatzes Dübendorf muss sich weiterentwickeln 

können. Das heisst nicht, dass sofort alles platt gewalzt werden muss. 

Aber nach einer neuen reiflichen Abwägung aller Interessen und Um-

stände muss Platz sein für eine gute Weiterentwicklung dieser relevan-

ten Fläche. Da wäre es falsch, heute zu entscheiden, welche Teile unter 

eine Käseglocke gestellt werden und nicht angefasst werden dürfen. 

Wenn die reiflichen Abwägungen dazu führen, dass einige Gebäude 

weiter Sinn machen, da sind auch wir für deren Erhalt und das nach 

allen Gesichtspunkten des Denkmalschutzes und als Erhalt von wichti-

gen Kulturgütern. 

Und wenn wir schon dabei sind, will auch ich aufzeigen, was uns wich-

tig ist im Prozess rund um den Flugplatz Dübendorf: Erstens, es ist nun 

richtig, einen neuen Prozess mit allen Beteiligten zu machen. Dabei soll 

das beste Projekt für die Bevölkerung in der Nähe und im ganzen Kan-

ton Zürich gefunden werden. Das kann auch ein Innovationspark sein; 

muss es aber nicht. Das muss aber Wohnraum beinhalten, denn an preis-

günstigem Wohnraum fehlt es im Kanton Zürich und insbesondere im 
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Glatttal deutlich, denn gerade in Dübendorf ist das Gebiet mit S-Bahn, 

Bussen und einer zukünftigen Tramverbindung bestens erschlossen. 

Das Gebiet muss ganz sicher eine grüne Oase inmitten des ganzen Sied-

lungsbreis sein. Dieser Erholungsraum ist für alle Menschen sehr wich-

tig, schützenswert und unbedingt zu öffnen. Also weg mit dem Zaun 

rund um den Flugplatz. Herzlichen Dank 

 

Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Das Areal des Flugha-

fens Dübendorf ist ein umkämpftes Gebiet. Es soll in seiner heutigen 

Gestalt in Zukunft mehreren Nutzungen genügen: Die Dreifachnut-

zung, zu welcher sich der Regierungsrat erst jüngst wieder bekannt 

hatte, die militär-aviatische Nutzung als Bundesbasis, die zivil-aviati-

sche Nutzung und die Nutzung als Innovationspark. Stattfinden soll 

diese Weiterentwicklung auf einem Areal, dessen bauhistorische und 

fliegereigeschichtliche Bedeutung kaum grösser sein könnte. Hier setzt 

nun – etwas vereinfachend gesagt – die Einzelinitiative von Adolf 

Flüeli an.  

Ausgehend von der geschichtlichen Bedeutung des Areals wünscht er 

eine mit einem Kredit bedachte Vorlage anzuregen, deren Ziel die voll-

umfängliche Sicherung, Erhaltung und Förderung der historischen Kul-

turgüter auf dem Gelände des Militärflugplatzes Dübendorf darstellt. 

Zur künftigen Nutzung kann sich Adolf Flüeli eine Museums- und 

Flugplatzlandschaft vorstellen, flankiert von einer Kandidatur als 

UNESCO-Weltkulturerbe.  Den Ausgangspunkt setzt Adolf Flüeli bei 

einer wissenschaftlichen internationalen Evaluation und Bewertung der 

historischen Substanz. Das interpretieren wir von der FDP als Kern-

punkt der EI, weshalb wir hier verstärkt darauf eintreten. 

Die FDP hat die Anregung von Adolf Flüeli sorgfältig geprüft: Im Ge-

gensatz zur SVP, bei deren Ausführung wir ja nur ein Bashing der 

Denkmalpflege gehört haben. Es lohnt sich aber, die EI wirklich à fonds 

zu prüfen. In einigen Punkten ist Herrn Flüeli nämlich recht zu geben: 

Militärgeschichtlich stellt der Flugplatz Dübendorf schweizweit tat-

sächlich eine Einzigartigkeit dar. Auch was den Wert der historischen 

Bausubstanz angeht, stimmen wir Herrn Flüeli zu, nämlich dass sie be-

deutend und daher so gut wie möglich zu erhalten sei. Allerdings sehen 

wir keinen Bedarf für wissenschaftliche Untersuchungen. Aus unserer 

Sicht ist nämlich die Frage der Schutzwürdigkeit umfassend und ab-

schliessend geklärt. Als Militärflugplatz ist das ganze Areal prägend für 

die Region. Und dieser Bedeutung entsprechend sind das gesamte 

Areal, die Bestandsbauten und ihr Bezug zum Flugfeld von hoher ge-



48 

schichtlicher Bedeutung. Der Flugplatzrand ist daher in Form von Ein-

zelgebäuden und als Ensemble in seiner Gesamtheit schützenswert. An-

zumerken ist, dass die kantonalen und Bundesstellen wie die kantonale 

Denkmalpflege Zürich wie auch armasuisse (Bundesamt für Rüstung) 

das Potenzial auf dem Areal kennen und selbstverständlich die Inven-

tare bezüglich Schutzwürdigkeit und Erhaltungsziel nachgetragen ha-

ben. Aufgrund dieser historischen und kulturhistorischen Wertigkeit 

haben sich auch diverse kantonale wie nationale Fachkommissionen 

mit dem Areal beschäftigt. Ich verzichte hier aufzuzählen, welche Kom-

missionen das alles waren. Zentral ist aber das Gutachten der EKD von 

2015, welches den Wert den einzigartigen Wert des Ensembles be-

schrieben hat. Die Überlegungen EKD sind denn auch folgerichtig in 

den Gestaltungsplan, den die Baudirektion 2017 erlassen hat eingeflos-

sen. Das Gutachten der EDK wies dem Areal insgesamt eine sehr hohe 

Schutzwürdigkeit von mindestens nationaler Bedeutung zu. Geschützt 

ist das Ensemble, aber auch die Umgebung, die Substanz, die Gebäude 

in ihrer Substanz und in ihrer Wirkung auf die Umgebung.  

Die Politik hat auf diese Einschätzungen prompt reagiert: So wurden 

beispielsweise im Unterschied zum Entwurf zum Gestaltungsplan neu 

festgelegt, dass die inventarisierten Bauten und die Anlagen der Rand-

bebauung integral zu erhalten sei. Das hat bereits zu einer Änderung der 

Streckenführung der Glattalbahn geführt. Wir erwarten, dass diese 

Grundsätze gemäss dem Gutachten der eidgenössischen Kommission 

für Denkmalpflege weiterhin in die Planung einfliessen. Und aus Sicht 

der FDP ist damit der Beweis erbracht, dass die wissenschaftlichen Re-

sultate da sind. Die FDP ist sich aber auch bewusst, dass die neuen Bau-

ten des Innovationsparks bezüglich des Erscheinungsbildes des Ensem-

bles in eine gewisse Konkurrenz mit dem historischen Bestand treten 

können. Darum appellieren wir an den Regierungsrat, im Rahmen der 

Gesamtschau, welche der Taskforce überantwortet wurde, auch die Fra-

gen der Einpassung der historischen Gebäude nochmals genau zu prü-

fen.  

Die Botschaft der FDP an Regierung und Taskforce ist klar: Nutzen Sie 

den aufgezwungenen Marschhalt und machen Sie eine Gesamtschau, 

die alle Aspekte der künftigen Nutzung miteinbezieht, auch die Frage 

der historischen Gebäude. Insofern danken wir Herrn Flüeli für die An-

regung. Wir lehnen aber die EI ab und werden sie nicht unterstützen. 

 

Stefanie Huber (GLP, Dübendorf): Ich werde einige Elemente der Vor-

redner aufnehmen, aber ich habe doch auch noch ein neues. Ich komme 

dazu.  
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Das kulturelle Erbe auf dem Flugplatz Dübendorf ist eindrücklich. Als 

Gemeinderatspräsidentin durfte ich es aus nächster Nähe kennen ler-

nen. Ich weiss, über welches Gebiet wir sprechen. Es ist möglich, dass 

den historischen Aspekten auf dem Flugplatz Dübendorf rund um die 

Diskussion des Innovationsparks und aviatischen Zukunft nicht genü-

gend Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Es kann aber in unseren Augen 

nicht darum gehen, alles penibel im jetzigen Zustand zu erhalten, eine 

Museumslandschaft zu schaffen, wie es die Einzelinitiative fordert. Es 

gibt auch noch einen Mittelweg zwischen der Museumslandschaft und 

einer seriösen Kümmerung um das Thema, den wir fordern.  

Das Areal hat als grösste Landschaftsreserve auch eine weitere Aufgabe 

für unser Land, und wir müssen nach vorne schauen und nicht nur zu-

rück. Es geht also um eine sinnvolle und zeitgemässe Einbindung der 

Geschichte in die künftige Nutzung, denn die Historie kann als Inspira-

tion auch für die Innovation der Zukunft eine Unterstützung bieten. 

Dessen sind wir uns sehr wohl bewusst. Wichtig ist uns auch, dass die 

Gebäude beispielsweise an aktuelle Anforderungen angepasst werden 

können beispielsweise beim Klimaschutz. Das Gelände ist so gross, 

dass wir beispielsweise beim Heizen nicht einfach nur sagen können: 

Weiter wie bisher.  

Aktuell läuft der Planungsprozess für die künftige Nutzung auf dem 

Gesamtareal, meine Vorrednerin hat dies angesprochen. Der Regie-

rungsrat ist hier im Lead. Wie andere Aspekte auch, kann der Kultur-

güterschutz in diesem Prozess seine Stimme erheben. Wir gehen davon 

aus, dass dieser Aspekt eine Stimme bekommt und seine Anliegen in 

die zukünftige Planung einfliessen werden.  

Ein Punkt, der noch nicht angesprochen wurde: Die EI fordert eine be-

stimmungsgemässe aviatische Nutzung auf den Pisten. Hier verweisen 

wir auf das Werkflugplatzkonzept der Anliegergemeinden, das die 

Grünliberalen weiterhin als Kompromiss unterstützen. Mit diesem wird 

ein zeitgemässer, aber in den Auswirkungen akzeptabler Flugbetrieb 

zugelassen, die Piste erhalten und auch das Militär kann den Flugplatz 

weiterhin mitbenützen, wenn nötig.  

Ich habe mir ein etwas anderes Bild als Felix Hoesch überlegt, um das 

zu versinnbildlichen, was ich Ihnen gerade sagen will: Eine Geschichte 

im Sinne eines Wurzelwerks eines Baumes zu haben, ist eine gute Sa-

che für den Halt und die Weiterentwicklung. Aber die Wurzeln müssen 

sich verändern, wenn der Baum wachsen will oder die Rahmenbedin-

gungen rund um den Baum sich ändern. Wir Grünliberalen stehen für 

die Zukunft ein und wir wollen die Wurzeln deshalb nicht im jetzigen 

Zustand eins zu eins konservieren, sondern wir wollen sie einbinden 
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und so gedeihen lassen, dass auf dem Flugplatz neben historischen Ele-

menten auch die Arbeitsplätze von morgen wachsen können. Wir wer-

den deshalb die Einzelinitiative nicht unterstützen. Danke. 

 

Adolf Flüeli, Einreicher der Einzelinitiative: Herzlichen Dank allen 

Votantinnen und Votanten. Ich möchte darauf hinweisen, dass Kultur-

güter ja auch Emotionen wecken können. Das sehen Sie bei ver-

schiedensten Museen. Emotionen im Zusammenhang mit Aviatik, das 

kennen Sie von Reinhard Mey (deutscher Liedermacher): Über den 

Wolken muss die Freiheit wohl grenzenlos sein. Das sind Werte, für die 

unsere Vorfahren hart gekämpft haben. Die sollten aus meiner Sicht − 

weil sie eben sehr einzigartig sind, weltweit einzigartig, es gibt keinen 

Flugplatz auf der Welt, der so eine Historie aufweist − mindestens in-

tensiv geprüft werden Besten Dank.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Für die Unterstützung einer Einzeliniti-

ative benötigt es 60 Unterstützerinnen oder Unterstützer.  

 

Abstimmung 

Für die vorläufige Unterstützung der Einzelinitiative 260/2020 

stimmen 44 Ratsmitglieder. Damit ist die vorläufige Unterstützung 

nicht zustande gekommen. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

6. Für die Ausarbeitung einer kreditschaffenden Vorlage für die 

Erstellung einer Unterführung Winterthurerstrasse in Uster als 

Ersatz für den niveaugleichen Barrieren-Bahnübergang und Auf-

hebung des Kredites für die Strasse «Uster West» 

Einzelinitiative Hans Temperli, Uster, vom 7. Juli 2020 

KR-Nr. 306/2020 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Eintreten auf Einzelinitiativen ist obli-

gatorisch. Gemäss Paragraf 139 des Gesetzes über die politischen 

Rechte ist festzustellen, ob die vorliegende Einzelinitiative von wenigs-

tens 60 Ratsmitgliedern unterstützt wird. Zudem haben Sie am 9. No-

vember dieses Jahres beschlossen, dass der Einreicher an der Verhand-

lung teilnehmen und die Einzelinitiative begründen kann.  
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Hans Temperli, Einreicher der Einzelinitiative: Grossen Dank, dass Sie 

mir die Gelegenheit bieten, einige Ausführungen zur Einzelinitiative 

«Unterführung Winterthurerstrasse in Uster» zu machen.  

Nach dem die Regierungsrätin, Frau Walker Späh, am 1. Juli 2020 das 

Ende von «Uster West» nach 40 Jahren Verkehrsplanung bekannt gab, 

haben wir, vom Komitee «Unterführung Winterthurerstrasse», am 7. 

Juli dieses Jahres diese Einzelinitiative eingereicht. Der Inhalt der Ini-

tiative ist Ihnen bekannt. Bestärkt, die Initiative einzureichen, hat uns 

auch ein Schreiben, das wir am gleichen Tag der Aufgabe von «Uster 

West» von Frau Walker Späh erhielten, mit der folgenden Aussage: 

«Sie können versichert sein, dass die Unterführung Winterthurerstrasse 

in diesen Überlegungen eine wichtige Rolle spielen wird.» Am 27. Au-

gust dieses Jahres schrieb Frau Walker Späh erneut: «Die Unterführung 

Winterthurerstrasse wird voraussichtlich ein zentrales Lösungselement 

sein.» In einer Wahlsendung auf Tele Züri vom 6. März 2019 antwor-

tete Regierungsrat Stocker (Ernst Stocker) auf eine Zuschauerfrage fol-

gendes: «Uster West ist eigentlich gestorben.» Auch diese Aussage be-

stärkte uns für die Eingabe der Einzelinitiative, da wir der Meinung 

sind, dass dieses Dossier in erster Linie Sache des Kantons ist. Dies 

steht eventuell im Gegensatz zur Meinung des Stadt- und Gemeindera-

tes von Uster. Der Stadtrat Uster schrieb uns am 24. September 2020 

nämliches folgendes: «Bis Ende 2020 wird ein Konzept verfasst, das 

politisch mehrheitsfähige Optionen sammelt und bewertet. Mit diesem 

Schritt will der Stadtrat Uster gegenüber dem Kanton und SBB die Ini-

tiative im weiteren Planungsprozess übernehmen.» Mittlerweile ist die-

ses Konzept, das Ende Jahr hätte verfasst sein sollen, bereits auf Februar 

2021 verschoben worden.  

Diese Aussage ist irritierend, weil die Winterthurerstrasse nach wie vor 

eine Kantonstrasse ist und der Prozess in erster Linie beim Kanton liegt. 

Die Stadt Uster kann im besten Falle Wünsche anbringen und ist Bitt-

steller beim Kanton. Ich bin sicher, dass sich der Kanton gesprächs- und 

lösungsbereit zeigt, aber natürlich nur, wenn die Stadt Uster nicht nur 

Eigeninteressen vertritt und auch auf die Region und umliegenden Ge-

meinden Rücksicht nimmt. Uster wird immer ein Nadelöhr sein. Es 

wäre schade, wenn sich Uster nicht kompromissbereit zeigt und 

dadurch in dieser Sache nicht mehr mitbestimmen kann, sondern vom 

Kanton bestimmt wird. 

Warum eine Unterführung? Wir behaupten nicht, dass die Unterfüh-

rung alle Probleme löst. Aber sie ist zentral in einer Lösung und die 

einzige zeitnahe und baulich machbare Variante. Schon vor über 50 

Jahren wurden zum Beispiel der angrenzende Wohnblock beim jetzigen 
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Bahnübergang mit entsprechenden Fundamenten versehen, welche eine 

Unterführung des dreigleisigen Bahnüberganges möglich macht. Auch 

ein grosser Hauptabwasserkanal wurde damals schon so gebaut, dass 

man eine Unterführung realisieren kann. Durch diese baulichen Mass-

nahmen ist ersichtlich, dass die Unterführung Winterthurerstrasse mitt-

lerweile ein halbes Jahrhundert ein Thema in Uster ist.  

Die Ustermer Stimmbürger haben sich heute vor ziemlich genau acht 

Jahren mit fast 60 Prozent für eine Unterführung ausgesprochen. Da die 

Winterthurerstrasse eine Jahrzehnte alte Hauptverkehrsachse ist, tan-

giert der Ausbau kein Natur- und Naherholungsgebiet und verbraucht 

kein Kulturland. Dies ist ein wichtiges Argument, scheiterte doch «Us-

ter West» genau an den vorgängig erwähnten Umständen. Mit dem Bau 

der Unterführung wird der Transitverkehr verflüssigt. Die Strasse wird 

durch abgetrennte Velo- und Fussgängerwege sicherer. Die Oberland-

strasse und Dammstrasse werden entlastet, die Linienbusse von Pfäf-

fikon, Fehraltorf, Volketswil und so weiter stehen viel weniger im Stau. 

Auch die Stützpunkt-Feuerwehr hat durch die Entlastung der Damm-

strasse massiv bessere Möglichkeiten zum Ausfahren. Heute schon ist 

der Übergang zirka 45 Minuten pro Stunde geschlossen. Mit dem vor-

gesehenen weiteren Ausbau der SBB «2030/35» mit noch mehr Zügen 

wird der Übergang, wenn keine Unterführung gebaut wird, nur noch für 

Fussgänger und Velofahrer einigermassen passierbar sein. Der Über-

gang ist auch in Zukunft von regionalem Verkehrsinteresse. Dies muss 

den Verantwortlichen der Stadt Uster bewusst gemacht werden. Perso-

nen, Gewerbetreibende und so weiter, die mit ihren Fahrzeugen nach 

Mönchaltorf, Egg, Oetwil am See, Meilen und so weiter fahren möch-

ten, haben ein Anrecht auf einen zumutbaren Verkehrsfluss.  

Ich könnte Sie mit weiteren Argumenten überzeugen und löchern, aber 

ich möchte Ihre kostbare Zeit nicht noch weiter in Anspruch nehmen. 

Ich hoffe, dass die Initiative die nötigen 60 Stimmen erhält und dadurch 

in Zukunft nach über 40 Jahren eine zielführende Lösung entsteht. Bes-

ten Dank für ihre Aufmerksamkeit. 

 

Ueli Pfister (SVP, Egg): Die Einzelinitiative Temperli verlangt, dass 

der Regierungsrat dem Kantonsrat eine kreditschaffende Vorlage für 

den Ersatz des Barrieren-Übergangs Winterthurerstrasse in Uster für 

eine Strassenunterführung unterbreitet. 

Wie die Initianten festhalten, haben sich die Stimmbürger von Uster 

verschiedentlich für die Erstellung einer Strassenunterführung der 

Bahnlinie ausgesprochen. Der Kanton hatte bislang diesbezüglich be-

rechtigterweise für diese Varianten kein Gehör. Ziel der kantonalen 



  53 

Projekte war es immer, den Verkehr aus dem Zentrum der Stadt sied-

lungsverträglich an die Peripherie zu verlegen. Dadurch wäre das Stadt-

zentrum massiv vom Durchgangsverkehr entlastet worden. Leider ha-

ben sich die gesetzlichen Vorgaben und deren Auslegungen während 

der sehr langen Planungszeit verändert und die Umfahrung «Uster 

West» ist gestorben.  

Schon heute staut sich der Verkehr bei geschlossenen Bahnschranken 

auf weiten Strecken in Uster und blockiert so auch den Verkehr auf den 

innerstädtischen Erschliessungs- und Quartierstrassen. Oftmals gibt es 

kein Durchkommen mehr, auch nicht für Rettungsfahrzeuge, Feuer-

wehr et cetera. Mit dem Ausbauschritt «2035» der S-Bahn werden sich 

die Schliesszeiten der Bahnschranken pro Stunde auf 45 Minuten erhö-

hen. Dies kommt einem Verkehrskollaps in der Stadt Uster gleich. Aus-

weichrouten sind nicht vorhanden. Eine sehr wichtige, überregionale 

Verkehrsachse kollabiert. Eine Lösung hilft auch dem innerstädtischen 

Veloverkehr. 

Die beste Variante der Verkehrsführung wäre immer noch eine Umfah-

rung. Diese ist leider gestorben und eine entsprechende Ersatzvariante 

nicht in Sicht. Bei der vorliegenden Einzelinitiative handelt es sich nicht 

um die beste, aber um die bestmögliche und noch erstellbare Variante. 

Die SVP unterstützt die Einzelinitiative Temperli. 

 

Felix Hoesch (SP, Zürich): Diese Einzelinitiative kommt leider etwas 

zu früh in unseren Rat. Auch die ganze Filibusterei heute (Anspielung 

auf eine langgezogene Debatte bei einem vorangegangenen Trak-

tandum) hat nicht dazu geführt, dass sie doch nicht besprochen werden 

kann. In ihrer Einseitigkeit mit der ausschliesslichen Betrachtung der 

Winterthurerstrasse können wir sie heute auch vorläufig nicht unterstüt-

zen. 

Die Stadt Uster hat die Problematik längst erkannt und einen ergebnis-

offenen Prozess gestartet, um eine schrankenlose Querung der Geleise 

in Uster zu suchen. Dabei ist die Winterthurerstrasse sicher auch eine 

Option, aber heute ist dieser Prozess noch im Gange, das Resultat noch 

nicht bekannt. Wenn der Vorschlag unserer Fraktion Gehör gefunden 

hätte und diese Einzelinitiative erst im Februar 2021 behandelt worden 

wäre, dann hätten wir Neuigkeiten aus dem Prozess in Uster gerne in 

unsere Überlegungen einfliessen lassen und je nach dem auch die Ein-

zelinitiative unterstützt. So vertrauen wir auf den Planungsprozess in 

Uster, mit dem die beste Lösung für Stadt und Umland gefunden wer-

den soll. Und dann hoffen wir sehr, dass auch der Kanton, vertreten 
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durch Regierungsrat und Verwaltung, alles daransetzt, eine gute Lö-

sung für Uster und Umland zu erarbeiten. Diese Lösung darf nicht aus-

schliesslich auf die Autos konzentrieren. Nein, sie muss auch die ande-

ren Verkehrsträger berücksichtigen und den direkt anwohnenden Men-

schen eine gute und lebenswerte Perspektive geben. 

Hier noch eine Bemerkung zum Strassenbau: Ich trete ja immer als kla-

rer Befürworter des öffentlichen Verkehrs und von Velo- und Fussver-

kehr auf. Darum bin ich eigentlich gegen jeden Ausbau für den motori-

sierten Individualverkehr. Aber in Uster wird durch den Ausbau des 

Bahnhofs Stadelhofen und den Doppelspurausbau nach Wetzikon der 

S-Bahn-Verkehr wirklich so zunehmen, dass es eine weitere niveau-

freie Querung der Geleise braucht. Und selbst ich werde diesem Stras-

senausbau zustimmen. Aber dazu braucht es einen offenen Prozess und 

nicht diese Einzelinitiative, der wir die vorläufige Unterstützung ver-

weigern. Herzlichen Dank 

 

Alex Gantner (FDP, Maur): Ich nehme es vorweg: Die FDP-Fraktion 

wird diese Einzelinitiative vorläufig unterstützen. Zum Dispositiv 2 

ganz kurz: Da geht es um die Aufhebung des Kreditbeschlusses der 

Vorlage 4818. Das ist eine Formsache; das wird bei Gelegenheit ohne-

hin traktandiert werden als Antrag des Regierungsrates. Wir erwarten 

auch eine Änderung des Richtplaneintrages beziehungsweise die Strei-

chung von «Uster West» im kantonalen Richtplan. Auch das ist ein Pro-

zess, der bei der Baudirektion sicher im Gange ist. 

Nun aber zum Dispositiv 1: Nach dem Abbruch des Projektes «Uster 

West» durch den Regierungsrat geht es nun darum, zeitnah eine Lösung 

für die Winterthurerstrasse zu finden, wo es heute eine Barriere gibt. 

Aus unserer Sicht geht es für Uster, die die drittgrösste Stadt im Kanton 

Zürich ist, eine Stadt, die wächst, die eine Agglomeration hat und eine 

Transitachse darstellt, für Uster geht es mittel- und langfristig eben um 

viel mehr. Einerseits geht es um die innerstädtische Verkehrssituation 

ganz im Allgemeinen, das ist sicher auf dem Radar des Stadtrates und 

des Gemeinderates. Da geht es um Umnutzungen und um den Ausbau 

des Zeughausareals, ein neues Minijustiz-Zentrum soll auch in den 

nächsten zehn Jahren in Uster entstehen. Es gibt weitere Verdichtungen 

im Stadtzentrum, auch der Langsamverkehr ist ein Thema in Uster. Es 

gibt – das ist vorhin ausgeführt worden – weitere kritische Barriere-

Übergänge. Die müssen auch in den Fokus rücken bei einer Gesamt-

schau. Das ist einerseits im Zusammenhang mit dem Doppelspur-Aus-

bau im Aatal, im Rahmen von «STEP 2035» (strategisches Entwick-



  55 

lungsprogramm 2035), der Verdichtung des Bahntaktes und der Reali-

sierung der Oberland-Autobahn, die in Uster Ost zum Anschluss 

kommt. Zur Erinnerung: Es gibt noch im Kapitel 4.2. des Richtplanes 

die Moosackerstrasse; das ist ein Richtplaneintrag auch mit einer ge-

wissen Fristigkeit. Auch dies soll in diese Gesamtbetrachtung beim Ka-

non nun einfliessen, damit wirklich ein nachhaltiges Verkehrskonzept 

für Uster erarbeitet werden kann, bestimmt in Zusammenarbeit mit dem 

Stadtrat von Uster,  mit der Bevölkerung, aber es muss hier Planungs-

sicherheit herrschen für die schrittweise Umsetzung der gesamten Ver-

kehrkonzeption. 

In diesem Sinne unterstützen wir vorläufig diese Einzelinitiative. Wir 

wollen, dass der Kanton hier ebenfalls daran arbeitet und in der Feder-

führung ist. Wir werden natürlich dann schauen, was dabei heraus-

kommt. Da könnte es Kreditbeschlüsse geben, kantonale Kreditbe-

schlüsse, aber auch solche auf Gemeindeebene. Besten Dank. 

 

Monica Muri Sanesi (GLP, Zürich): Ohne Zweifel steht fest, dass es in 

Uster dringend eine Lösung braucht, um den allgegenwärtigen Stau vor 

den vielen Barrieren zu verhindern. Doch wir in der GLP fragen uns: 

Ist die Unterführung Winterthurerstrasse wirklich die beste Lösung für 

Uster? Wir wollen, dass die Lösungsfindung offen gedacht werden 

kann und ein Gesamtverkehrskonzept erstellt wird. So kann sicherge-

stellt werden, dass die noch zu erarbeitende Verkehrslösung auch wirk-

lich nachhaltig wird.  

Die GLP wird diese Einzelinitiative nicht unterstützen, jedoch möchte 

ich an dieser Stelle anmerken, dass die Situation mit den geschlossenen 

Barrieren schon seit Jahrzehnten die Bevölkerung von Uster plagt. Eine 

Lösung soll demnach nicht mit Schneckentempo, sondern mit dem 

Turbo her.  

 

Thomas Honegger (Grüne, Greifensee): 35'000 Einwohnerinnen und 

Einwohner und keine Lichtsignal-Anlage. Das ist die Stadt Uster. Dazu 

kommen sagenhafte drei Autobahnausfahrten, achtzehn Kreisel, zehn 

Barrieren und eine einzige Bahnunterführung, die derart klein ist, dass 

darin regelmässig Lastwagen steckenbleiben. Und wenn einer sagt, die 

Bahnschranken in Uster seien ständig zu, dann weiss er noch nichts 

vom Doppelspurausbau Uster-Aathal, denn mit der zweiten Generation 

der S-Bahn werden die Schliesszeiten an den Barrieren auf bis zu 45 

Minuten pro Stunde ansteigen. Somit ist es unbestritten, dass in Uster 

eine Lösung für die Barrieren auf den Tisch muss. Doch bei welcher 
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Barriere wollen wir eine Unterführung bauen? Die Auswirkungen kön-

nen durchaus dramatisch sein. Mit der Unterführung öffnet man die 

Schleuse in die Stadt und ganze Stadtteile könnten mit Verkehr geflutet 

werden.  

Auf die Abstimmung vom Jahr 2012 zu verweisen, wie die Initianten 

es tun, finden wir Grünen zu wenig sorgfältig. Mittlerweile hat sich viel 

getan. Uster hat ein Stadtentwicklungskonzept erarbeitet, auf dem 

Zeughausareal entsteht ein Kulturzentrum, «Uster West» ist tot und die 

Schliesszeiten wie auch das Verkehrsaufkommen nehmen stetig zu. Zu-

dem sind die Ansprüche der Bevölkerung an eine Staatsstrasse gestie-

gen. Sie soll schöner, sicherer und leiser sein. Schon manch ein Stras-

senprojekt ist ohne umsichtige Planung an Umweltauflagen und 

Rechtsverfahren gescheitert.   

Die Grünen fordern eine Gesamtschau in Uster. Es sollen alle Möglich-

keiten und deren Auswirkungen seriös geprüft werden. Dem drohenden 

Mehrverkehr soll mit Begegnungszonen und Tempo 30 erwidert wer-

den. Sämtliche baulichen Massnahmen verlangen eine umfassende Um-

weltverträglichkeitsprüfung. Immerhin sind die sensiblen Grundwas-

serströme der Moorgebiete von nationaler Bedeutung in der Nähe. Erst 

wenn wir alle Fakten kennen; wenn alle Akteure angehört wurden; 

wenn Umwelt- und Verkehrsfragen vertieft abgeklärt wurden, werden 

die Grünen gegebenenfalls einer Kreditvorlage zustimmen.  

 

Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil): Die Verkehrssituation in Uster 

gehört seit Jahrzehnten zu den meist diskutierten politischen Themen in 

der ganzen Region Uster. Noch immer liegt keine Lösung vor. Ver-

schiedene politische Vorschläge und Vorstösse wurden abgelehnt. Die 

Verkehrssituation in Uster ist für die ganze Region ein absolutes Ärger-

nis. Stau sind an der Tagesordnung. So kann es nicht weitergehen.  

Die Ustermer Stimmberechtigten setzten bei der Urnenabstimmung 

vom 25. November 2012 ein deutliches Zeichen. Sie verlangten, dass 

die Unterführung Winterthurerstrasse zusammen mit dem Kanton und 

der SBB unabhängig von der Strasse «Uster West» zu planen sei. Die 

Stadt Uster erarbeitete aufgrund der Vorgaben des Kantons und der Ini-

tiative das Vorprojekt. Der Regierungsrat des Kantons Zürich verwei-

gerte mit Beschluss vom 9. Juli 2014 der Stadt Uster die weitere Pro-

jektierung der Unterführung Winterthurerstrasse. Er begründete seinen 

Entscheid damit, dass das Projekt «Unterführung Winterthurerstrasse» 

in direkter Konkurrenz mit «Uster West» stehe und dass mit der bereits 

beschlossenen Strasse «Uster West» die Winterthurerstrasse vom 

Durchgangsverkehr entlastet würde. Der Stadtrat von Uster verzichtete 
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auf eine Beschwerde gegen den Beschluss des Regierungsrates und 

stellte sämtliche diesbezüglichen Planungsarbeiten ein.  

Anfangs Juli trat nun praktisch der Super-GAU ein: Die seit Jahren ge-

plante Umfahrungsstrasse «Uster West» wurde vom Regierungsrat of-

fiziell beerdigt. Der geplante Strassenverlauf habe sich aus umwelt-

rechtlicher Sicht als nicht bewilligungsfähig erwiesen, wie der Kanton 

Zürich und die Stadt Uster in einer gemeinsamen Mitteilung damals 

mitteilten. Man verzichte deshalb auf eine Weiterverfolgung des Pro-

jektes und suche nach Alternativen.  

Seit Jahrzehnten sucht man nach Lösungen, augenscheinlich ohne Er-

folg. Nun gilt es dem Votum der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 

aus Uster von 2012 endlich Nachdruck zu verschaffen. Genau das will 

der Initiant. Diesem Anliegen ist zuzustimmen. Mit dem geplanten 

SBB-Doppelspur-Ausbau Uster-Aathal wird sich die Stau-Situation für 

den Strassenverkehr an den Bahnschranken in Uster ab 2035 weiter ver-

schärfen. Eine niveaufreie Querung ist daher absolut notwendig und 

dringend.  

Die CVP möchte nicht länger zuwarten, bis der Stadtrat in Uster endlich 

aktiv wird und überweist die Einzelinitiative. Besten Dank.  

 

Walter Meier (EVP, Uster): Dies zuerst: Ich schätze Hans Temperli als 

Inhaber eines Fachgeschäfts für Velos sehr. Es ist sein gutes Recht als 

Stimmbürger mit Wohnsitz im Kanton Zürich, eine Einzelinitiative ein-

zureichen. Allerdings ist sie unnötig. 

Zu «Uster West»: Wenn der Regierungsrat zum Schluss kommt, dass 

ein Bau der Strasse «Uster West» nicht möglich ist, wird er von sich 

aus dem Kantonsrat die Aufhebung des entsprechenden Kredits bean-

tragen. Dafür braucht es keine Einzelinitiative.  

Zum Bahnübergang Winterthurerstrasse: In Uster gibt es zu viele Bar-

rieren und zu wenig Bahnüberquerungen respektive Bahnunterquerun-

gen. Zu meinen, eine Unterführung Winterthurerstrasse, würde die Ver-

kehrsprobleme in Uster lösen, ist eine Illusion. Erstens ist der Bahn-

übergang gerade mal 100 Meter von der einzigen Bahnunterführung in 

Uster entfernt. Zweitens würde der Verkehr in Richtung Zentrum dort-

hin geleitet, wo wir ihn nicht wollen, nämlich zwischen Zeughausareal, 

das schon bald ein Kulturzentrum aufnehmen soll und der Einkaufs-

meile Post-/Gerichtsstrasse, wo eine Fussgängerzone angedacht ist. 

Der Ustermer Stadtrat ist daran, eine Auslegeordnung betreffend Barri-

eren respektive den fehlenden Unter- oder Überführungen zu machen. 
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Die Ergebnisse sollen im Februar, März 2021 vorliegen. Diese Ergeb-

nisse sind abzuwarten. Dann muss die Stadt mit dem Kanton zusammen 

entscheiden, wie es weitergehen soll. 

 

Hans Temperli, Einreicher der Einzelinitiative: Ich kann Ihnen nur sa-

gen, dass was Sie von den Gegnern gehört haben gegen die Win-

terthurerstrasse, gegen die Unterführung, das hören wir schon seit 40 

Jahren. Wer auf den Stadtrat Uster wartet, sei es der letzte oder der neue 

jetzt, der kürzlich gewählt wurde: Da kommt nichts. Der Kanton muss 

diese Sache an die Hand nehmen. Es ist mir unerklärlich, warum noch 

niemand eine Alternative vorgeschlagen hat; einfach nur dagegen sein, 

ohne Alternative vorzubringen, hilft nichts. Wir warten schon seit 40 

Jahren. Wenn wir so weitermachen, dann warten wir nochmals 40 

Jahre. 

In der Hoffnung, dass Sie die EI vorläufig unterstützen, danke ich allen, 

vor allem der FDP-Fraktion, der SVP-Fraktion und auch der SP-

Fraktion, die mich eingeladen haben. Es war für mich keine Selbstver-

ständlichkeit, angehört zu werden. Besten Dank.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Für die Unterstützung einer Einzeliniti-

ative benötigt es 60 Stimmen.  

 

Abstimmung 

Für die vorläufige Unterstützung der Einzelinitiative 306/2020 

stimmen 74 Ratsmitglieder. Damit ist die vorläufige Unterstützung 

zustande gekommen.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Die Einzelinitiative wird an den Regie-

rungsrat zu Bericht und Antrag überwiesen. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

7. Verschiedenes 

 

Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 

– Statistische Erkenntnisse zu Covid-19 gewinnen 

Dringliches Postulat Tobias Langenegger (SP, Zürich), Marc Bour-

geois (FDP, Zürich) 

– Covid-Beirat 
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Dringliches Postulat Beatrix Frey-Eigenmann (FDP, Meilen), 

Tobias Langenegger (SP, Zürich), Thomas Vogel (FDP, Thalwil) 

– Bewilligung gebundene Ausgaben auf Gemeindeebene 

Parlamentarische Initiative Hans-Peter Amrein (fraktionslos, Küs-

nacht) 

– Stellvertretungsregelung für die Zürcher Parlamente 

Parlamentarische Initiative Sibylle Marti (SP, Zürich), Sonja Gehrig 

(GLP, Urdorf), Silvia Rigoni (Grüne, Zürich), Melanie Berner (AL, 

Zürich) 

– Altersbeschränkung, Laienrichtertum und Wohnsitzpflicht von 

Richterinnen und Richtern der oberen kantonalen Gerichte 

Parlamentarische Initiative Interfraktionelle Konferenz 

– Übertragung der eigenen Stimme an eine anderes Ratsmitglied 

in besonderen, begründeten Fällen 

Parlamentarische Initiative Carola Etter (FDP, Winterthur), Hans-

Peter Brunner (FDP, Horgen), Beatrix Frey-Eigenmann (FDP, Mei-

len) 

– Sonntagsverkauf im Circle (Kloten) 

Dringliche Interpellation Markus Bischoff (AL, Zürich), Michèle 

Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Beat Bloch (CSP, Zürich), Erich 

Vontobel (EDU, Bubikon) 

– Fonds für Parkplatzersatzabgaben 

Anfrage Stephan Weber (FDP, Wetzikon), Peter Schick (SVP, Zü-

rich) 

– Was ist dran an den Vorwürfen des REGA-CEO? 

Anfrage Beatrix Frey-Eigenmann (FDP, Meilen) 

– Schwachstellen im Velonetz – Zuständigkeiten zur Behebung 

zwischen Kanton und Gemeinden 

Anfrage Ulrich Pfister (SVP, Egg), Ann Barbara Franzen (FDP, Nie-

derweningen), Ruth Ackermann (CVP, Zürich) 

– Kanton bremst Gemeinden beim Seeuferweg 

Anfrage Felix Hoesch (SP, Zürich), Tobias Mani (EVP, Wädenswil) 

– Bürokratieabbau und Finanzierungsmöglichkeiten bei der 

Schuldenberatung Kanton Zürich 

Anfrage Harry Robert Brandenberger (SP, Gossau) 

– Corona-Testzelte kommen aus Deutschland 

Anfrage Beat Huber (SVP, Buchs), Jürg Sulser (SVP, Otelfingen), 

Rochus Burtscher (SVP, Dietikon) 
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Schluss der Sitzung: 17:50 Uhr 

 

 

Zürich, den 16.11.2020 Die Protokollführerin: 

 Daniela-Graziella Jauch 

 

Von der Protokollprüfungskommission der Geschäftsleitung genehmigt am 

7. Dezember 2020. 
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